
- -

-

          

    
   

      

8 

Steuer sparen 
Jetzt zur Beratung in Graz und 
allen AK-Außenstellen anmelden! 
Seiten 2/3 

Schulbuffets 
Zu viele Süßigkeiten und wenig 
Fleischloses im Angebot 
Seiten 14/15 

Haariger Streit 
Friseurlehrling wollte wegen 
Überstunden zur AK gehen. 
Seite 7 

AK ÖGB Betriebssport laden am 10. März zum 
Schispaß zum halben Preis am Lachtal. 

Näheres im ACard Journal 

ACard-Journal mit vielen Freizeit- und Kulturtipps als Beilage in der Zeitung 

ZEITUNG DER KAMMER FÜR ARBEITER 
UND ANGESTELLTE FÜR STEIERMARK 

P.b.b. – Erscheinungsort Graz 
Verlagspostamt 9500 Villach 
GZ11Z038873 
Retouren an Postfach 555 • 1008 Wien 

ZAK 
N

r. 
5/

M
är

z 
20

12
 | 

w
w

w
.a

ks
tm

k.
at

 

Schitag 
Fo

to
: A

le
xa

nd
er

 R
oc

ha
u 

- F
ot

ol
ia

 



 

             

    
   

     
    

   
  

   
  

   
     

  

     
    

   
 

      
   

   
   

    
  

     
    

    
  

   
   

  
  

 
 

 
   

  
    

   
   

 
    

  

    
 

  
     
   

  
 
  
   

   
    

   
    

      
    
   

     
  
   

   
   

  
    

    
   

 
    
   

   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                

 

 

 

 

  

   
    

   
 

    

     
  

  
     

 
   

   
   

  
  

   
   

  
    
    

    

  
  

   
   

     
    

    
     

   
      
  

 

   
   

  
    

  
  
  

    
  

   
   

   
   

  

   
  

   
  

  
   

 
   

   
    

    
  

  
   

  

   
   

  
   

    
  

    
   

  
  

 
   

   
  
   

   
 

 

    
   

    
  

    
   

 
  

    
    

 
   

  
   

 
    

 
   

  
    

     
  

   

    
 

     
   
  
    

  
    

   
    

  

     
     

      
  

   
    

      
   

   
   

 
 

   
  

  

   
   

  

        2 ZAK
 

ZAK nhalt 

Neue Strukturen für den 
steirischen ÖGB 4 

Ökonom Flassbeck über 
Alternativen zum Sparen 5 

Warm anziehen für 
Kältearbeit 6 

Lehrling geschlagen, weil 
er zur AK gehen wollte 7 

Graz-Umgebung ist Hoch­
burg der PendlerInnen 8 

Blutige Handys: Coltan­
abbau als Sklavenarbeit 9 

Ernährungstipps 10 

Ratenkauf: Rücktritt in 
zwei Wochen möglich 11 

Bei Buchung an Reisever­
sicherung denken 12/13 

Telekomgesetz beseitigt 
nicht alle Kostenfallen 13 

Schulbuffets sind süße 
Verführer 14/15 

Gleiches Pensionsalter für 
Frauen ist verfrüht  16/17 

ExpertInnentipps 
und Leserforum 18 

Satire/Willi Tell 19 

Buchtipps/Serie: Jahrhun­
dertschnee in Graz 20/21 

Blitzlichter 22/23 

Frauenfrühstück 
& Haderers Cartoon 24 

AK -S T E UER S PARTAG E 

Eine Veranlagung, die 

wirklich Gewinn bringt
­
Holt euch euer Geld zurück! Das ist der Rat der Arbeiterkammer zur Arbeitnehmerveranla­
gung. Denn es ist das Geld der Beschäftigten, das der Staat zu viel kassiert hat – im Schnitt 

POLITIK ZAK 3
 

ZUR SACHE 

Walter Rotschädl 
AK-Präsident 

HALB LEER 

Optimisten sagen, das Glas ist 
halb voll. Pessimisten sagen, 
das Glas ist halb leer. Ähnlich 
fielen die Reaktionen auf das 
Sparpaket aus. Aus Arbeit­
nehmersicht bleibt festzu­
halten, dass das Verhältnis 
zwischen Einsparungen und 
neuen Einnahmen, das die 
Regierung mit 7 : 3 angibt, 
nicht zufriedenstellend ist. 

Noch dazu, wo ein Teil dieser 
Einnahmen – nämlich die an 
sich richtige und notwendi­
ge Finanztransaktionssteuer 
– nur auf dem Papier der EU-
Kommission steht. Und Pa­
pier ist bekanntlich geduldig. 
Auch viele der Einsparungen 
wurden zwar auf Punkt und 
Beistrich quantifiziert, das 
„Wie“ liegt aber in vielen Fäl­
len noch in dichtem Nebel. 
Ähnlich verhält es sich beim 
späteren faktischen Pensi­
onsantritt: Zwar werden die 
Hürden in die Frühpension 
fast ins Unüberwindliche 
erhöht. Die notwendigen 
arbeitsmarktpolitischen Be­
gleitmaßnahmen bleiben 
aber vage. 
Die Chance, die Schiefla­
ge unseres Steuersystems 
– hohe Steuern auf Arbeit, 
praktisch keine Steuern auf 
Vermögen – zu begradigen, 
wurde vertan. 
So gesehen bleibt das Glas 
eher halb leer. 

Steuer sparen ist keine große Hexerei: AK-Präsident Walter Rotschädl und Steuerexperte Dr. Bernhard Koller 
(rechts) laden im März zu Beratungstagen in Graz und allen AK-Außenstellen. (Foto: AK) 

Sparpaket geizt bei 

neuen Einnahmen 


300 Euro pro Person. 

Rund 30 Prozent der stei­
r ischen Beschäf t ig ten 

schenken trotz schwerer Zei­
ten ihr Geld dem Staat, weil 
sie aus Unwissen, Bequem­
lichkeit oder Unsicherheit 
keine Arbeitnehmerveranla­
gung machen. AK-Steuerex­
perte Dr. Bernhard Koller: 
„Hochgerechnet ergibt das 40 
Millionen Euro, die pro Jahr 
beim Finanzamt liegen blei­
ben. Auf fünf Jahre gerechnet 
– so lange kann man sich für 
den Ausgleich Zeit lassen – 
sind das 200 Millionen.“ 
Dabei sei, so der Experte, das 
Ausfüllen des vierseitigen 
Formulars keine große Hexe­
rei. Und wer umfangreichere 
Angaben machen muss, dem 
seien die AK-Steuerspartage 
ans Herz gelegt. „Wir sind 
im März mit unseren Steu­
erteams in allen steirischen 
Bezirkshauptstädten. Verein­
baren Sie einen Termin und 
holen Sie sich kostenlosen 
Rat“, bietet Koller an. 

Beim Einheben der Lohn­
steuer schert der Staat seine 
Bürger über einen Kamm. 
Besondere Lebensumstände, 
die die Steuer senken, werden 
erst im Nachhinein durch die 
Arbeitnehmerveranlagung 
berücksichtigt. 

Familien 
So gibt es für Familien zahl­
reiche steuerliche Begünsti­
gungen. Der Kinderfreibetrag 
steht für alle Kinder, für die 
Familienbeihilfe bezogen 
wird, zu. Die außerhäusliche 
Betreuung von Kindern bis 
zum 10. Lebensjahr (Kin­
dergarten, Hort, Ferienlager, 
Spor t- und Sprachfer ien, 
Babysitter usw.) kann bis 
zu einem Gesamtbetrag von 
2.300 Euro berücksichtigt 
werden. Bei drei oder mehr 
Kindern gibt es den Mehrkin­
derzuschlag. 

Pendler 
Auch all jene, die aufgrund 

eines geringen Einkommens 
keine Lohnsteuer zahlen, 
bekommen Geld vom Finanz­
amt. Die sogenannte Negativ­
steuer macht bis zu 110 Euro 
aus. Wer überdies zur Arbeit 
pendeln muss, kann sich bis 
zu 251 Euro holen. Alle, die 
gerne spenden, können sich 
bis zu 40 Prozent der mit Bele­
gen nachweisbaren Spenden 
vergüten lassen. 

Betriebsratsumlage 
Unter die Rubrik Werbungs­
kosten fällt die Bet r iebs ­
ratsumlage. Der Steuerex­
perte betont, dass man die 
jährlichen Zahlungen für 
die Betriebsratsarbeit bei 
der Veranlagung eintragen 
muss, sonst werden sie nicht 
berücksichtigt. Aber auch 
Arbeitsmittel (PC, Laptop, das 
Messerset für Köche, Werk­
zeug für Handwerker usw.), 
Fachliteratur und die Kosten 
für Weiterbildung werden 
anerkannt. 

Steuerspartage in 
allen Außenstellen 
Für Einsteiger in die Welt 
der Arbeitnehmerveranla­
gung, aber auch für all jene, 
die wegen kniffliger Fragen 
eine Ausfüllhilfe benötigen, 
lohnt es sich, einen Termin 
bei den AK-Steuerspartagen 
zu vereinbaren und sich von 
ExpertInnen beraten zu las­
sen. Bringen Sie dafür alle 
notwendigen Unterlagen mit. 

Termine vom 9. bis 23. März 
Viermal Graz: am 9., 16. und 
23. März, jeweils 10 bis 14 
Uhr, am 20. März von 14 bis 
20 Uhr (Hans-Resel-Gasse). 

In den AK-Außenstellen fin­
det die Beratung jeweils von 
14 bis 18 Uhr statt, und zwar: 
Voitsberg, Leoben: 12. März 
Fürstenfeld, Liezen: 13. März 
Bruck, Hartberg: 14. März 
Deutschlandsberg, Murau: 
15. März 
Weiz, Judenburg: 19. März 
Leibnitz, Mürzzuschlag: 21. 
März 
Feldbach, Knittelfeld: 22. 
März. 

Anmeldungen für die 20-mi­
nütigen Termine bitte unter 
Tel. 05 7799-2507. 

Nicht verzweifeln: Die AK-Steuer­
experten helfen weiter. (Fotolia) 

Auch wenn es gelungen sei, einige echte „Hämmer“ zu 
verhindern, sei das Sparpaket kein Anlass zur Freude, sieht 
AK-Präsident Walter Rotschädl vor allem Vermögensteuern 
zu wenig berücksichtigt. 

„Es ist vor allem wichtig, 
dass die Erhöhung 

von Massensteuern wie Mehr­
wertsteuer oder Mineralöl­
steuer, die in einigen Köpfen 
herumgegeistert ist, verhin­
dert wurde“, ist Rotschädl 
überzeugt. Von den geplanten 
Einsparungen schmerzten 
die Einschnitte im Pensi­
onsrecht am meisten, auch 
wenn es gelungen sei, dass 
die Hacklerregelung unange­
tastet bleibt und die vorzeitige 
Angleichung des Frauenpen­
sionsalters nicht stattfindet. 
Dennoch werde der Weg, 
das faktische Pensionsan­
trittsalter um 2 bis 3 Jahre zu 
erhöhen, für viele Betroffene 

nicht einfach werden: „Hier 
wird abzuwarten sein, wie 
sich die Rahmenbedingungen 
auf dem Arbeitsmarkt ändern, 
um zu verhindern, dass statt 
der Frühpension nun in vielen 
Fällen die Arbeitslosigkeit 
droht.“ 
Insgesamt sei an dem Paket 
das Verhältnis zwischen Ein­
sparungen und Einnahmen 
nicht zufriedenstellend. Bei 
vermögensbezogenen Steuern 
wäre aus Rotschädls Sicht 
viel mehr drinnen gewe ­
sen als Umwidmungsabga­
be, Solidarabgabe und die 
sanfte Verschärfung bei der 
Gruppenbesteuerung. Die 
Finanztransaktionssteuer sei 

ein richtiger Schritt, es bleibe 
jedoch abzuwarten, ob diese 
Forderung in der EU durch­
zusetzen sein werde. 
Die AK habe jedenfalls ein 
Konzept vorgelegt, das belege, 
dass es sehr wohl möglich sei, 
gerechte vermögensbezogene 
Steuern einzuführen, ohne 
den Mittelstand zu belasten. 
Die AK werde weiterhin für 
vermögensbezogene Steuern 
eintreten, schon aus Grün­
den der Steuergerechtigkeit, 
kündigt Rotschädl an: „Alle 
internationalen Vergleiche 
zeigen, dass Arbeit in Öster­
reich überdurchschnittlich, 
Vermögen hingegen in kei­
nem nennenswerten Ausmaß 
besteuert ist.“ Die Studie „Wer 
ist hier der Mittelstand – Ver­
mögensteuern jetzt!“ finden 
Interessierte im Internet unter 
www.akstmk.at. 

http:www.akstmk.at
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Ein starkes Halbjahr für die Gewerkschaften in der Steiermark: Bis zur Landeskonferenz 
im Juni sollen in den zehn Regionen neue Strukturen geschaffen sein. 

Die umfassendste Reform 
des ÖGB Steiermark seit 

Bestehen hat ihre Bewäh­
rungsprobe bestanden. Vier 
Jahre nach der Zusammenle­
gung von Bezirken in insge­
samt nur noch zehn Regionen 
geht die erste Periode mit neu­
en Strukturen zu Ende. 
Zwischen 24. März (Region 
Südsteiermark) und 31. Mai 
(Region Obersteiermark Ost) 
finden die Regionalkonferen­
zen des ÖGB Steiermark mit 
der Neuwahl aller Gremien 
statt. Als Abschluss folgt am 
20. Juni die Landeskonferenz 
in Graz. 

Erfolgsstory 
„Die Reform des ÖGB Stei­
ermark war eine aus der Not 
geborene Erfolgsstory“, spielt 
der ÖGB-Landesvorsitzen­
de Horst Schachner auf die 

ÖGB hat sich 
rundum erneuert 

Horst Schachner: ÖGB ist sparsa­
mer geworden. (Foto: ÖGB) 

Notwendigkeit an, nach der 
BAWAG-K rise schla nkere 
Strukturen festzulegen. „Der 
ÖGB ist sparsamer geworden, 
ohne beim Mitgliederservice 
an Effizienz zu verlieren“, ist 
Schachner überzeugt. „Darü­
ber hinaus war die Reform ein 
demokratiepolitischer Schub 
mit einer exakten Frauenquo­
te nach Mitgliederanteil in 
den Gremien und mit einer 
Stärkung der Rechte von Min­
derheitsfraktionen. Elemente, 
die heute gar nicht mehr weg­
zudenken sind.“ 
Die Mitgliederzahlen haben 
sich nach den BAWAG-Turbu­
lenzen stabilisiert und liegen 
bei 160.000 in der Steier-
mark, wobei sich Zuwächse 
in Einzelgewerkschaften mit 
Rückgängen in anderen aus­
gleichen. 

Mag. Karl Schneeberger 
AK-Betriebsbetreuung/Arbeitnehmerschutz
Sicherer, aber nicht gesünder 

Werden Arbeitsplätze siche- aufgrund psychischer Prob- gewerbe sind nach wie vor 
rer? Wie sieht die Entwick- leme von 21 auf 32 Prozent schlecht. 
lung der Unfallzahlen aus? gestiegen. Wer übrigens die Wo liegen die Problemzonen 
Die höchste Gefährdung hohe Rate von Invaliditäts- bei der Beratung von Be­
liegt im Hochbau, da er- pensionen kritisiert: Bezieher triebsräten? 
leidet fast jeder zehnte Be- von I-Pensionen sterben im Hier drehen sich die Haupt­
schäftigte einen Unfall. Schnitt um zehn Jahre früher anliegen um Arbeitszeit 
Insgesamt sind in der Stei- als andere Pensionisten. und Kontrolle. Immer häu­
ermark die Zahlen (ohne Welche Mängel werden bei figer sind Betriebsräte da-
Wegunfälle) 2010 von 15.119 Kontrollen des Arbeitsinspek- mit konfrontiert, dass Ar-
auf 12.740 zurückgegangen, torats häufig beanstandet?? beitgeber flexible Arbeits­
österreichweit auf 92.954. Die meisten Beanstandungen zeitmodelle vorschlagen, 
Die Arbeit ist zwar siche- (7.264 in der Steiermark) gibt die vom jeweiligen Kollek­
rer, aber nicht gesünder ge- es bei Arbeitsstätten/Bau- tivvertrag nicht gedeckt 
worden. Während Muskel- stellen sowie Arbeitsmitteln. sind. Außerdem stellen wir 
und Skeletterkrankungen Bei Arbeitszeitübertretungen einen Boom bei Anfragen 
bei der Invaliditätspension (917 Fälle) betrifft mehr als wegen zulässiger Überwa­
mit einem Anteil von 32% die Hälfte Kraftfahrer, die chung am Arbeitsplatz mit 
gleichbleiben, ist der Anteil Bedingungen im Transport- Video und GPS fest. 

„Statt der notwendigen 
Herzoperation fummelt die 
EU am Knie herum.“ Für den 

deutschen Ökonomen Hei­
ner Flassbeck ist die Kon­
zentration auf die Staats­

schulden die falsche Strate­
gie zur Krisenbekämpfung, 
wie er im ZAK-Interview mit 

Berndt Heidorn erläutert. 

Herr Professor Flassbeck, 
die Antwort der EU auf die 

Eurokrise lautet Sparen, Spa­
ren und noch einmal Sparen. 
Ist das die richtige Strategie? 
Flassbeck: Nein, Sparorgien 
lösen das Problem nicht. Es 
gibt keinen Beleg dafür, dass 
die Zinsenentwicklung von 
den Staatsschulden abhängig 
ist. Zum Beispiel hat Japan 
eine hohe Staatsverschuldung 
(rund 200% des Bruttoin­
landsprodukts), aber niedrige 
Zinsen. In Bulgarien ist es 
genau umgekehrt. Innerhalb 
der Währungsunion gab es 
bis vor Kurzem einheitliche 
Zinsen trotz unterschiedlich 
hoher Staatsschulden. Die 
Theorie, dass die Zinsen mit 
den Staatsschulden steigen, 
ist also falsch. 
Aber ist Sparen angesichts 
der steigenden Staatsschul­
den nicht angebracht? 
Übert r iebenes Sparen ist 
gefährlich. Wenn die Ein­
kommenserwartungen der 
Menschen schon negat iv 
sind und sie sparen und die 
Unternehmen sparen, kann 
nicht auch noch der Staat 
sparen. Auch dafür ist Japan 
ein gutes Beispiel. Sie dür­
fen nicht vergessen, dass der 
Konsumanteil in den drei 
großen Wirtschaftsregionen 
USA, Europa und Asien 80% 
des Bruttoinlandsprodukts 
ausmacht. Den Gürtel enger 
zu schnallen hilft nicht. In 
Europa läuft Sparen in Wirk­
lichkeit auf die Zerstörung des 
Euro hinaus, weil die Länder 
nicht mehr aus der Rezession 
herauskommen. Defizite kön­
nen in einer Rezession nicht 
heruntergefahren werden. 
Wenn nicht die Staatsschul­
den für die gegenwärtige 
Krise der Währungsunion 

WIRTSCHAFT ZAK 5
 

Übertriebenes 
Sparen ist gefährlich 

mit in zehn Jahren wieder 
„Waffengleichheit“ bei der 
internationalen Konkurrenz­
fähigkeit herrscht. 
Aber bedeutet das nicht 
zwangsläufig, dass in der 
deutschen und österreichi­
schen Exportindustrie mit den 
Marktanteilen auch Arbeits­
plätze verloren gehen? 
Ja natürlich, aber in einem 
10-jährigen Prozess, während 
dessen sich die Volkswirt­
schaft darauf einstellen kann, 
insbesondere durch eine Aus­
weitung der Binnennachfrage. 
Die Alternative wäre viel 
schlimmer: Gelingt es nicht, 
die Wettbewerbsfähigkeit 
der südeuropäischen Länder 
wiederherzustellen, droht der 
Ausstieg dieser Länder aus der 
Währungsunion mit drasti­
scher Abwertung. Dann ist die 
Exportwirtschaft im Norden 
über Nacht tot. 

verantwortlich sind, was ist sich die Inflationsraten so 
dann das Problem? unterschiedlich entwickelt 
Voraussetzung für eine Wäh- haben? 
rungsunion ist unter anderem, Der entscheidende Grund ist 
dass sich die Inflationsrate die Lohnzurückhaltung vor 
in den teilnehmenden Län- allem in Deutschland, aber 
dern gleichmäßig entwickelt. auch in Österreich. Dadurch 
Das ist aber nicht der Fall. haben sich diese Länder Wett-
Die Inflation ist in den zehn bewerbsvorteile verschafft, 
Jahren seit Bestehen der Wäh- die zulasten Südeuropas ge­
rungsunion in den Ländern gangen sind. Denn die Han-
Südeuropas deutlich über delsbilanzüberschüsse, die 
dem Inflationsziel von 2%, in Deutschland und Österreich 
Deutschland und Österreich erwirtschaften, müssen sich ja 
deutlich darunter. Früher irgendwo als Handelsbilanz-
hätten die Länder mit einer defizite widerspiegeln. 
Abwertung reagiert, das geht Wie lautet Ihr Vorschlag, die 
aber in einer Währungsunion Krise der Währungsunion in 
nicht. Deswegen ist die Wirt- den Griff zu bekommen? 
schaft in Südeuropa nicht Meine Therapie ist eine Ursa­
wettbewerbsfähig, das ist aber chentherapie. Die Löhne müs­
die Schuld beider Seiten, de- sen wieder zusammenwach­
rer, die über dem Inflationsziel sen. Ich habe ausgerechnet, 
lagen, genauso wie derer, die dass die Löhne in Deutschland 
darunter lagen. um 4,5, in Österreich um 3,8% 
Was sind die Gründe, dass jährlich steigen müssten, da­

Eurokrise ohne Ende? Bei einem 
„Stiftingtaler Gespräch“ am 1. 
März erforschen hochkarätige 
Wirtschaftsexperten Krisenur-
sachen und bieten Alternativen 
zum Sparzwang an. 
In seiner jüngsten Publika-
tion „Zehn Mythen der Kri-
se“ wirft Heiner Flassbeck 
einen provokanten Blick auf 
das ökonomische Desaster, 
das Europa in Atem hält. Der 
1950 geborene Wirtschafts-
forscher, kurzzeitig Finanz-
staatssekretär unter Oskar 
Lafontaine in der Regierung 
Schröder I, leitet bei der 

für Handel und Entwicklung) 

UNCTAD (UN-Organisation 

ZAK nfo 

eveline.decker@akstmk.at 

die Abteilung für Globalisie-
rung und Entwicklung. Auf 
Flassbecks „Wege aus der 
Eurokrise“ kann man bei der 
AK-Podiumsdiskussion am 
1. März gespannt sein (Be-
ginn: 9.30 Uhr). Nach der Er-
öffnung durch AK-Präsident 
Walter Rotschädl referiert 
außerdem Dr. Markus Marter-
bauer, Leiter der Abteilung 
Wirtschaftswissenschaft und 
Statistik in der AK Wien, zum 
Thema „Staatsverschuldung 
und Arbeitslosigkeit“. Anmel-
dungen per Mail an: 

„Stiftingtaler Gespräch“ 
am 1. März in Grazer AK 

„Sparorgien lösen keine Probleme.“: Prof. Dr. Heiner Flassbeck mit AK-Präsident Walter Rotschädl (Fotol: AK) 
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Für Arbeiten im Freien gibt es keine Temperaturuntergrenze. (Fotolia) 

RECHT
 

  Kältearbeit
kein frostiges  

Wer Kältearbeit verrichtet, muss sich gut schützen: Denn 
es gibt zwar zwar Mindesttemperaturen für Arbeitsräume, 

für Arbeiten im Freien aber gibt es keine Untergrenzen. 

Kältearbeit beginnt für den ten der Beschäftigten gehen. 
Menschen bereits ab einer 

Temperatur von +15°Celsius Temperaturlimits 
und niedriger. Solche Arbeits- In Arbeitsräumen ist dafür 
plätze sind häufig anzutreffen zu sorgen, dass die Lufttem­
bei der Herstellung und La- peratur 
gerung von Nahrungsmitteln, • bei geringer körperlicher 
aber auch bei Arbeiten im Belastung zwischen 19 Grad 
Freien, bei denen Wind, Nässe und 25 Grad Celsius, 
sowie hohe Luftfeuchtigkeit • bei normaler körperlicher 
die Kälteempfindung zusätz- Belastung zwischen 18 Grad 
lich verschärfen. und 24 Grad Celsius und 
„Arbeitgeber sind im Rahmen • bei Arbeiten mit hoher kör­
der Gefahrenevaluierung ver- perlicher Belastung mindes­
pflichtet, für Sicherheit und tens 12 Grad Celsius beträgt. 
Gesundheit der Beschäftigten Abweichungen darf es nur 
zu sorgen – dies gilt auch für aus produktionstechnischen 
den Schutz gegen Kälte“, er- Gründen geben. Der Arbeit-
klärt AK-Expertin Mag. Clau- geber muss aber dafür sorgen, 
dia Kaltenböck. Kosten für die dass die Beschäftigten durch 
Umsetzung der Maßnahmen technische oder organisatori­
dürfen auf keinen Fall zulas- sche Maßnahmen vor unzu-

RECHT ZAK 7
 

      kennt
­
Limit
­

träglichen raumklimatischen 
Einwirkungen geschützt sind. 

Arbeiten im Freien 
Für das Arbeiten im Freien 
gibt es keine Temperaturun­
tergrenze, jedoch muss auch 
hier der Arbeitgeber die Ge­
fährdungen und Belastungen 
der Beschäftigten evaluieren 
und entsprechende Maßnah­
men treffen. 

Was hilft bei Frost? 
• Wetter- bzw. Kälteschutz­
kleidung: 
Allen ArbeitnehmerInnen, die 
Kälte ausgesetzt sind, muss 
eine entsprechende persönli­
che Schutzausrüstung (Wet­
ter- bzw. Kälteschutzkleidung) 
zur Verfügung stehen. Die 
Kleidungsstücke sind vom 
Arbeitgeber auszutauschen, 
wenn sie den Schutzzweck 
nicht mehr er füllen. Die 
Schutzkleidung muss weiters 
den gesetzlichen Bestimmun­
gen und Normen entsprechen, 
muss atmungsaktiv und bei 
schlechten Sichtverhältnissen 
auch mit Reflektoren ausge­
stattet sein. 
• Heiße Getränke sind eine 
durchaus sinnvolle ergänzen­
de Maßnahme. 
• Beheizte Aufenthaltsräume: 
Bei tiefen Temperaturen ist 
es erforderlich, den Beschäf­
tigten Gelegenheit zu geben, 
die Arbeit zu unterbrechen 
und zum Aufwärmen einen 
beheizten Arbeitsplatz oder 
Aufenthaltsraum aufzusu­
chen. 
Für Bauarbeiter müssen Auf­
enthaltsräume zur Verfügung 
stehen. Diese müssen gegen 
Witterungseinflüsse Schutz 
bieten und während der kal­
ten Jahreszeit so beheizt wer­
den, dass eine Raumtempera­
tur von mindestens 21 Grad 
Celsius erreicht wird. 

Die Ankündigung des Lehr­
lings, wegen unbezahlter 

Überstunden zur Arbeiter ­
kammer zu gehen, ließ die 
Lehrberechtigte ausrasten. Sie 
zog die junge Frau an den Haa­
ren und riss ihr ein Büschel 
Extensions aus. Gleichzeitig 
traktierte sie die Jugendliche 
mit Schlägen und Tritten. Die­
se wiederum fügte der Chefin 
mit ihren langen Fingernägeln 
einen Kratzer im Gesicht zu. 
Für die Leiterin der AK-Bil­
dungs- und Jugendabteilung, 
Mag. Ursula Strohmayer, hat 
die schlagk räf t ige Ausei­
nandersetzung zwar Selten­
heitswert, allerdings werden 
der AK immer wieder Über­
griffe von Lehrberechtigten 
gemeldet: „Beschimpfungen 
und Ohrfeigen stehen immer 
wieder auf der Tagesordnung, 
häufig sind Mädchen auch 
mit verbalen Anzüglichkeiten 
oder Begrapschen konfron­
tiert.“ 
Hilfe ist in jedem Fall nicht 
einfach: „Wir gehen in die 
Betriebe und nehmen mit 
dem Arbeitsinspektorat alles 
unter die Lupe.“ Im Erst­

fall setzt es Mahnungen, im 
Wiederholungsfall kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde 
auch Geldstrafen (zwischen 
72 und 1.090 Euro pro Delikt 
und Lehrling) verhängen. 
Schließlich kann dem Betrieb 
auch die Lehrberechtigung 
entzogen werden. 

Unbürokratische Hilfe 
„Wir gehen allen Hinweisen 
anonym und unbürokratisch 
nach“, ermuntert Strohmayer 
Lehrlinge, auf ihrem Recht zu 
bestehen. Die AK-ExpertInnen 
können auch ohne Termin­
vereinbarung unter 05 7799-0 
kontaktiert werden (am langen 
Dienstag in Graz bis 20 Uhr, 
damit sich eine Beratung au­
ßerhalb der Lehrzeit ausgeht). 
Für den Friseurlehrling hat­
te die Haarspalterei um 213 
unbezahlte Überstunden ein 
versöhnliches Ende: Da die 
verurteilte Arbeitgeberin den 
ausständigen Betrag wegen 
Zahlungsunfähigkeit nicht 
begleichen konnte, übernahm 
der Insolvenzfonds vor Kur­
zem die Kosten. 
rudolf.willgruber@akstmk.at 

Arbeitszeit mitschreiben 
• Gemäß § 26 Abs. 1 AZG hat 
der Arbeitgeber Aufzeich­
nungen über die geleisteten 
Arbeitsstunden zu führen. Be­
sonders in der Gastronomie 
gehören Übertretungen der 
Arbeitszeit zum beruflichen 
Alltag. Der Arbeitszeitkalender 
der AK-Jugend erleichtert eine 
Beweisführung im Streitfall. 
• Werden Überstunden trotz 
Verbotes geleistet, sind diese 
mit einem Zuschlag von 50 
Prozent gesondert zu bezah­
len. 
• Bei der Überstundenentloh­
nung ist für über 18-jährige 
Lehrlinge das niedrigste im 
Betrieb bezahlte Entgelt für 
FacharbeiterInnen oder Ange­
stellte heranzuziehen. 
• In der Zeit von 20 Uhr bis 6 
Uhr dürfen Jugendliche nicht 
beschäftigt werden. Ausnah­
men gibt es für Jugendliche 
über 16 Jahre im Gastgewer­
be. Sie dürfen bis 23 Uhr be­
schäftigt werden. 

ZAK nfo 

Ein haariger Streit um Überstunden brachte Chefin und Friseurlehrling vor Gericht: 
Die AK erwirkte vom Insolvenzfonds eine saftige Nachzahlung für das Mädchen, da die 
Arbeitgeberin vorher Konkurs angemeldet hatte. 

Friseurin schlug Lehrling, 
der zur AK gehen wollte 

Dienstzeugnis darf 
Jobsuche nicht erschweren 

Sucht man einen neuen 
Arbeitsplatz, so legt man in 
der Regel den Bewerbungs­

unterlagen auch Dienst­
zeugnisse vorangegangener 

Beschäftigungen bei. 

„Ein D ien s t z eu g n i s 
darf in Inhalt und 

Form nichts enthalten, das Ar­
beitnehmerInnen das Erlangen 
einer neuen Stelle erschwert“, 
erklärt AK-Arbeitsrechtsex­
perte Franz Kürbisch. Aller­
dings seien Aufbau und For­
mulierung Sache des Arbeit­
gebers, natürlich im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften. 
Aus der Beschreibung der 
Tätigkeit muss sich ein klares 
Bild über die Arbeiten des Ar­
beitnehmers ergeben. Hat sich 
der Aufgabenbereich während 
des Dienstverhältnisses geän­
dert, sind sämtliche Tätigkei­
ten aufzulisten. 
Eine inner- oder überbetrieb­

liche Funktion als Interessen­
vertreter (Betriebsrat, Gewerk­
schaft) darf im Zeugnis nicht 
erwähnt werden. 
Jeder Arbeitnehmer hat auf 
Verlangen bei Beendigung 
eines Dienstverhältnisses 
Anspruch auf ein einfaches 
schrif tliches Zeugnis. Die 
Kosten der Ausstellung hat der 
Arbeitgeber zu tragen. Auch 
während eines aufrechten 
Dienstverhältnisses kann man 
ein „Zwischenzeugnis“ ver­
langen, allerdings auf eigene 
Kosten. 
Rechtliche Qualifikationen, 
wie etwa die Zugehörigkeit 
zu einem bestimmten Kollek­
tivvertrag oder Einreihung in 

eine bestimmte Verwendungs­
gruppe, müssen im Dienst­
zeugnis nicht festgehalten 
werden. 

Positive Formulierungen 
Gerade in qualifizierten Zeug­
nissen kann sich – hinter auf 
den ersten Blick positiven For­
mulierungen – eine Botschaft 
verstecken, die letztlich eine 
negative Wertung ermöglicht, 
wie zum Beispiel „Frau M hat 
sich stets bemüht, ihre Aufga­
ben zu erfüllen“ oder „Herr L 
hat sich im Rahmen seiner Fä­
higkeiten eingesetzt“. Grund­
sätzlich, so der AK-Experte, 
sei in Formulierungen der 
Superlativ zu verwenden, da 

alle anderen Formulierungen 
von Personalverantwortlichen 
bereits als negativ angesehen 
werden. So muss es „zu un­
serer vollsten Zufriedenheit“ 
und nicht „zu unserer vollen 
Zufriedenheit“ lauten. 
Der Anspruch auf Ausstel­
lung eines Dienstzeugnisses 
verjährt erst nach 30 Jahren. 
Damit es zu keinen Problemen 
kommt, sollte man ein Dienst­
zeugnis sofort nach Beendi­
gung eines Arbeitsverhältnis­
ses schriftlich verlangen. 
Bei Zweifel über korrekte For­
mulierungen können Sie das 
Dienstzeugnis gerne von der 
Arbeiterkammer überprüfen 
lassen. 



   
   

    
     

  
  

   
   

            

     
   

     
     

  
   

     
   

   

   
    

   

    
    
  

   
   
  

   
   

  
  

    
  

   
   
    

  
 

   
     

  
  

     
     

    
    

   
    

   
   
   

   
  

    
    

   
   

   
  

    

   
   
   
    

   
  

    
  

    
 

   

  
 

 
    

   
    

   

    

  
   

   

    
   

   
    

     
   

    
    

   
   

   
   

    
   

    
 

 

    
   

   
   

     
   

 
   

    
    

    
   

    
     

    

 

   
  

    
   

   
  

 
     

     
    
   
   

   
   
   

    
   

   
   

 
  

   
 

  
    

    
     

    
    
    

    
    

  
  

 
  
   

    
    

  
    

   
   

   
   

     
   

     
  
    

    
   

   
  

      
   

   
     

  
    
    

   
   

  
     

    
   
    

   
  

    
    

    
    

   
 

    

  

  
   

   

  
  
   

   
  

 

   
   
   

  
    

  

  
   

  
   

  

   

    

   
    
    

   

  

   
  

 

        

Blut aus dem Handy 
Das Schürfen nach Coltan in Nord Kivu im Kongo ist Schwerstarbeit. (Lucas Oleniuk/Zuma/picturedesk) 

und ist für die Hersteller 
von Mobiltelefonen unent­

behrlich. 

Der eine Bub ist 15 Jahre 
jung, der andere keine 

zehn. In ihren Augen ist längst 
nichts mehr zu lesen von einer 
unbefangenen Kindheit. Sie 
schuften in den Coltan-Minen 
des Kongo. Coltan ist ein Me­
tall, nach dem die Welt giert, 
weil jedes Handy es zum Be­

„Große Handy-Produzenten 
wissen, dass Coltan ein Metall 
ist, an dem Blut klebt, das täg­
lich Menschenleben fordert“, 
so das ZDF. „Doch sie unter­
nehmen nichts, sie kaufen 
weiter das begehrte Metall von 
dubiosen Händlern, nur damit 
auf der Sonnenseite der Erde 

angesichts der an Sklaverei 
grenzenden Arbeitsbedin­
gungen. 

Graues Pulver 
Die größten Profite in der 
Handelskette erzielen jedoch 
multinationale Firmen, die 
Metalle aus den Erzen lösen; 

Der dänische Dokumentar­
filmer Frank Poulsen deckte 
ebenfalls die schonungslose 
Sklaverei im Kongo auf:„Heute 
herrscht brutaler Kapitalismus 
statt Imperialismus. Aber das 
Ergebnis ist dasselbe: Wir 
holen uns die Güter, und Af­
rika kriegt dafür Elend und 

Frauen profitieren 
von Beihilfe 
Rund 10.000 steirische Pend­
lerInnen haben davon profi­
tiert, dass die AK die Beihilfe 
zusammen mit dem Land 
gerettet hat. Jetzt kann sie für 
2011 beantragt werden. 
„Das Einspringen der AK für 
die PendlerInnen hat sich im 
wahrsten Sinne des Wortes 
bezahlt gemacht“, betont AK-
Präsident Walter Rotschädl. 
Im Schnitt gab es für jene, die 
mindestens 25 Kilometer zum 
Arbeitsort fahren müssen, 115 
Euro. Da die Beihilfe nur bis 
zu einer Einkommensgrenze 
von 28.300 Euro bezogen wer­
den kann, haben zum über­
wiegenden Teil Frauen davon 
profitiert. Sieben von zehn 
Beziehenden waren weiblich. 
Ein Drittel der Kosten für die 
Beihilfe, die im Vorjahr fast 
dem Sparstif t des Landes 
zum Opfer gefallen wäre, hat 
die AK übernommen, ebenso 
die organisatorische Abwick­
lung. Mehr als eine Million 
Euro wurden für das Jahr 
2010 ausbezahlt, um 4 Prozent 
mehr als im Jahr davor. 

8 ZAK VERKEHR 

Graz-Umgebung ist 
Pendlerhochburg 

Die Steiermark ist in Bewe­
gung: Um zur Arbeit zu 

kommen, pendeln mehr als 
300.000 SteirerInnen aus ihrer 
Heimatgemeinde in eine ande­
re. Während die Arbeitswege 
innerhalb der Wohngemeinde 
seltener geworden sind, stieg 
die Anzahl derer, die über den 
Wohnort hinausgehen, im ver­
gangenen Jahrzehnt deutlich. 
Besonders gestiegen ist die 
Anzahl der Pendler, die länger 
als 45 Minuten pro Strecke 
unterwegs sind. 
In der Stadt Graz sind vor al­
lem die EinpendlerInnen aus 
anderen Bundesländern zahl­
reicher geworden, am meisten 
verändert hat sich im vergan­
genen Jahrzehnt jedoch im Be­
zirk Graz-Umgebung: Die Zahl 
der Bezirksbinnenpendler hat 
um fast zwei Drittel zugenom­
men, die Zahl jener aus den 
anderen steirischen Bezirken 
immerhin auch um fast 30 

Pendeln über Bundesländergrenzen hat im vergangenen 
Jahrzehnt deutlich zugenommen. 

Prozent. Aus anderen Bun­
desländern in den Speckgür­
tel um Graz kommen gleich 
um 142 Prozent mehr als zu 
Beginn des Beobachtungs­
zeitraumes. Ebenso merklich 
zugenommen hat das Pendeln 
in den Bezirken Radkersburg, 

Voitsberg und Liezen. „Man 
sieht deutlich: Um überhaupt 
Arbeit zu haben, sind die 
Menschen derzeit bereit, im­
mer weiter zu fahren“, so 
AK-Verkehrsreferent Franz 
Fromm. 
Ursula Jungmeier-Scholz 

Mehr als 300.000 Steirer pendeln aus ihrer Gemeinde aus. (Fotolia) 

Gleichbehandlung im Ver­
kehrsverbund: Seit dem 

1. Jänner 2012 erhalten nun 
auch pensionierte Männer 
bereits ab dem vollendeten 
60. Lebensjahr (f rüher ab 
dem 65.) auf Stunden- und 
24-Stunden-Karten eine Se­
niorenermäßigung. 
Diese Altersgrenze wird alle 
zwei Jahre um ein Jahr an­
gehoben. Pensionisten und 
Pensionistinnen zahlen aller­
dings nun nur noch 40 Pro­
zent weniger – früher war es 
die Hälfte. Um ein Seniorenti­
cket kaufen zu können, benö­
tigt man die ÖBB-Vorteilscard 
Senior, auch wenn man eine 
Karte für die Straßenbahn 
oder den Postbus kauft. 
Ganz neu eingeführt wurde 

mit Jahresbeginn eine Er ­
mäßigung für Jugendliche 
zwischen 15 und 19 Jahren. 
Sie erhalten, gleich wie die 
Senioren, im Verbund steier­
markweit 40 Prozent Nachlass 
auf Stunden- und 24-Stun­
den-Karten. Zum Nachweis 
ihres Alters reicht ein Licht­
bildausweis. 
Eine weitere Änderung gab 
es mit dem Jahreswechsel 
bei den Familienkarten: Statt 
wie bisher um 50 Prozent 
billiger erhalten Eltern, die 
einen steirischen Familien­
pass besitzen, wenn sie mit 
Kind(ern) unterwegs sind, 
eine um 40 Prozent ermäßigte 
Verbund-Karte. Sämtliche 
Ermäßigungen der ÖBB sind 
gleichgeblieben. 

Seniorenanpassung 
und neuer Jugendtarif 

Immer wieder erleben Zugrei­
sende massive Verspätungen, 

die sie so nicht hinnehmen 
müssen. Die erste Anlaufstelle 
ist immer das Beschwerdema­
nagement des betreffenden 
Eisenbahnunternehmens. Im 
Falle der ÖBB gibt es von 
Montag bis Freitag von 7 bis 
17.30 Uhr eine Hotline unter 
0810 100 755. A nsonsten 
mailt man an anregungen.kri­
tik@pv.oebb.at. Erst wenn da­
durch keine Einigung erzielt 
wurde, können sich Fahrgäste 
an die Schienen Control wen­
den, telefonisch 01 5050707, 
per Mail unter schlichtungs­
stelle@scg.gv.at oder per Post 
an SCG-Schlichtungsstelle, 
Frankenberggasse 9/5, 1040 
Wien. 

Im Falle gravierender Zugs­
verspät u ngen bekom men 
Fahrgäste eine Entschädi­
gung: 25 Prozent des Ticket­
preises – und einen Imbiss 
– bei mehr als 60 Minuten. 
Kom mt der Zug meh r als 
zwei Stunden zu spät, erhält 
man die Hälf te des Fahr-
preises zurück. Geht es gar 
nicht mehr weiter, muss das 
Bahnunternehmen für eine 
Ersatzbeförderung oder eine 
Hotelunterbringung sorgen. 
Keine Entschädigung gibts, 
wenn sich ein Selbstmörder 
auf die Gleise gelegt hat. 
Ebenso wenig im Fall eines 
angekündigten Streiks oder 
wenn beim Kauf des Tickets 
über eine mögliche Verspä­
tung informiert worden war. 

Ticketrabatt bei 
verspäteten Zügen 

In der Demokratischen 
Republik Kongo schuften 

Kinder und Jugendliche in 
von Rebellen kontrollierten 

Minen, um Coltan zu ge­
winnen. Der Rohstoff für 

die Mobilfunkindustrie wird 
auf illegalen Wegen in die 

Industriestaaten exportiert 

trieb braucht, das es aber nur 
in Australien und Afrika gibt. 
„Coltan ist ein Schatz für die 
einen und ein Fluch für die 
anderen“, so der Journalist 
Patrick Forestier im ZDF-Film 
„Kongos verfluchter Schatz“. 

Verfluchter Schatz 
In den unwegsamen Bergen 
des östlichen Kongo hacken es 
Männer, Jugendliche und Kin­
der aus dem kalkigen Boden. 
Wenn sie Glück haben, können 
sie das wertvolle Coltan selbst 
an Händler weiterverkaufen. 
Doch meist holen es sich die 
Rebellen, die damit ihren 
blutigen Kampf gegen die 
Regierung finanzieren. „Wer 
nicht mehr arbeiten kann, 
wird einfach geköpft oder 
erschossen.“ 

K APITAL GLOBAL
 

schon Kinder mobil telefonie­
ren können.“ 

Kampf um Rohstoffe 
Nach einer Studie der US-
Menschenrechtsorganisation 
Enough erwirtschaften be­
waffnete Gruppen im Kongo 
mit Mineralien jährlich bis 
zu 225 Millionen Dollar. Die 
Hälfte des weltweit geförder­
ten Coltans stammt aus dem 
Kongo und seinen Nachbar­
staaten. Im Ostkongo liegen 
die Kosten des Abbaus bei 
rund 20 Dollar pro Tonne, in 
Australien, Kanada oder den 
USA sind sie fünfmal so hoch. 
Auch Kassiter it aus dem 
Kriegsgebiet ist billig zu ha­
ben, zu einem Viertel des 
Preises in Indien, Malaysia 
oder Indonesien. Kein Wunder 

mithilfe aggressiver Fluss­
säure gewinnt man Tantal. 
Das ist ein anthrazitfarbenes 
Pulver, dessen nur wenige 
Tausendstelmillimeter kleine 
Körner zu Metallschwämmen 
umgeformt werden; winzi­
ge Kondensatoren können 
die elektrische Ladung sehr 
schnell aufnehmen und wie­
der abgeben. 
Inzwischen haben sich die 
meisten europäischen und 
amerikanischen Erzverarbei­
ter aus dem Ostkongo zurück­
gezogen. Die USA unterwerfen 
den Handel mit Rohstoffen 
aus Kriegsgebieten des Kon­
go strengen Regeln. Rund 90 
Prozent der Erzproduktion 
gehen heute nach Asien. Auch 
chinesische Firmen kaufen 
zunehmend im Kongo ein. 

ZAK 9
 

schlimmstenfalls Krieg noch 
dazu.“ 

Milliardengeschäft 
Die Handy-Firmen kümmern 
Bürgerkriege wenig. Sie reden 
sich damit heraus, dass es 
nicht möglich sei, die Her­
kunft des Coltans zu bestim­
men. Aber ohne diese kostba­nfo 
ren Erze Kassiterit und Coltan 
wäre unser Leben in der mo­
dernen Welt kaum vorstell­
bar: Erze, die in Handys und 
Laptops verarbeitet werden, 
in Digitalkameras, Flachbild­
schirmen und Spielkonsolen. 
Mehr als 1,2 Milliarden Han­
dys wurden 2009 weltweit 
verkauft. Gesamtumsatz der 
Mobilfunkdienste: 578 Milli­
arden Euro. 
Rudolf Willgruber 



  
   

   
      

                                                                                                 
    
    

  
   

  
  

  

  
  

   
   

  

  
  

    

  
 

  
  

    
    

   

     
   

  

 
    

   

   

    

     
     

 

   
 

   

     
  

    
   

 
  

   

  

    

  
 

   
    

  
  

  
  

 

 

 
 

 

  
 

  
  

  
 

  
  

  
   

  

  
   

  
 

   
    

  
     

  
      
   

 

   

  
 

   

  
    

   
  

 
   

 
   

                
         

  

    
   

   
     

     
   

  
    

    

  
   

   

   
  

  

    

    

  
 

   
  
    

   

   
 

  

   
    

   

  

    
    

   
    

   
    

   
   

  
   

    
    

   

    
   

  
   

  
 
   

   

    

   
     

    
  

   

   
   

    
  

   
  

    

     
  

    

   
    

    
    

 
   

     

  

   
  

   
  

  

   
  

    
    

   

    

        10 ZAK GESUNDHEIT 

Voll talV 

Ernährungstipps 
von 
Dr. Michaela Felbinger 

Diäten unter der Lupe 

Kaum eine Zeitsch r if t, 
die keine eigene Diät 

propagiert, und Slogans wie 
„10 kg in 1 Woche“ gibt es 
tat säch l ich i m mer noch. 
Doch allzu oft sind Diäten 
mehr Schein als Sein. Miss­
erfolge sind programmiert, 
denn einer kurzfristigen Ge­
wichtsabnahme folgt häufig 
wieder eine rasante 
Gewichtszunahme. 

Kritische Punkte 
Tr i f f t ei ner d ieser 
Punkte zu, rate ich zur 
Vorsicht. Treffen gleich 
mehrere Punkte zu, 
dann gilt „Hände weg“. 
• Die tägliche Ener ­
giezufuhr liegt unter 
1.200 Kilokalorien. 
• Die Lebensmittel­
auswahl ist unausge­
wogen und einseitig. 
• Es wird eine Ge-
wichtsreduktion ohne 
Änderung der bishe­
rigen Gewohnheiten 
versprochen. Das Er­
nährungsverhalten wird lang­
fristig nicht geändert. 
• Es wird eine Gewichtsre­
duktion von mehr als einem 
Kilogramm pro Woche ver­
sprochen. 
• Die Diät oder das Programm 
basiert ausschließlich auf dem 
Verkauf von Produkten. 

Blutgruppendiät 
Abhängig von der Blutgruppe 
gelten unterschiedliche Er­
nährungsempfehlungen. 
Die Nahrungsmittelauswahl 
ist je nach Blutgruppe sehr 
einseitig und führt langfristig 
zu Nährstoffmängeln. Die Diät 

hält nicht, was sie verspricht, 
und ist wissenschaftlich nicht 
haltbar. 

Max-Planck-Diätplan 
Vorgegeben ist ein einschrän­
kender 7- Tages-Plan, der wäh­
rend zwei Wochen wiederholt 
werden soll. In der Zeit hat 
man nicht nur 9 Kilo verloren, 

sondern nimmt die nächsten 
3 Jahre auch nicht zu! 
Neben der einseitigen Nah­
rungsmittelauswahl beträgt 
die Energiezufuhr rund 500 
Kalorien pro Tag und ist da­
mit viel zu niedrig. Die Ge­
wichtsabnahme beruht in 
erster Linie auf Verlust von 
Muskelmasse, denn der Kör­
per muss zur Versorgung auf 
diese Eiweißreserven zurück­
greifen. Grundsätzlich ist die 
Muskelmasse ein wesentli­
cher Faktor hinsichtlich des 
Energiebedarfs. Abnahme der 
Muskelmasse bedeutet somit 
weniger Kalorienbedarf – der 

Das Thema „ein par Kilo weniger“ beschäftigt wieder? Immer neue Wunderdiäten und 
Schlankheitsmittel begegnen uns auf Schritt und Tritt. 

Jo-Jo-Effekt nach der Diät ist 
programmiert. 
Das wissenschaftliche Max­
Planck-Forschungsinstitut 
distanziert sich mit Vehe­
menz, die Diät wurde nicht 
vom Institut erstellt. 

Atkins-Diät 
Kohlenhydrate wie Kartof­

feln, Brot, Teigwaren, 
Zucker sowie Obst 
werden extrem ein­
geschränkt. Eiweiß 
und Fett können un­
beschränkt gegessen 
werden. Wie bei vie­
len Diäten fehlt eine 
gesunde Veränderung 
des Essverhaltens, 
Grundvoraussetzung 
für Langzeiterfolge. 
Auswirkungen wie 
A n s t ieg der Blut ­
fette, Erhöhung des 
Ha r nsäu respiegels 
mit Auslösung eines 
Gichta nfalles, Be-
lastung der Nieren 
au fg r u nd der ho -

hen Eiweißzufuhr, Darmbe­
schwerden wegen des Bal­
laststoffmangels sowie eine 
Unterversorgung mit Vitami­
nen und Mineralstoffen sind 
nicht auszuschließen. 
Der erzielte Gewichtsverlust 
kann nur unter dauernder 
Einhaltung der Kohlenhyd­
rateinschränkung beibehalten 
werden. Langfristig hält das 
kaum jemand durch und sollte 
der Gesundheit zu liebe auch 
niemand. 
Abnehmen besser, erfolgrei­
cher und gesünder – in der 
nächsten ZAK. 
E-Mail: dr.felbinger@tmo.at 

Kostenfalle 
Onlinespiele 
Kostenlose Online-Games zie­
len auf den Kauf von Extras ab 
und können auch erhebliche 
Verbindungskosten verursa­
chen, ergab ein Spieletest im 
Auftrag der Arbeiterkammer. 
„Bei allen fünf getesteten 
Spielen können Zusatzkosten 
durch Extramaterial oder 
Jahresmitgliedschaften von 
36,50 bis 90 Euro entstehen“, 
warnt AK-Experte MMag. Josef 
Kaufmann vor kostenpflichti­
gen Inhalten, auf die erst auf 
weiterführenden Seiten oder 
in den AGB hingewiesen wird. 
Außerdem könnten bei einem 
mobilen Zugang zu Online-
Games nicht unerhebliche 
Verbindungskosten entstehen. 
Aufgrund dieser Haken for­
dert der AK-Experte eine ver­
pflichtende Kennzeichnung 
der versteckten Kosten von 
Computerspielen. 

E-Autos 
sind Rarität 
Mit 0,19 Prozent der Neuzu­
lassungen liegen E-Autos noch 
unter der Wahrnehmungs­
grenze. Aufgrund hoher An­
schaffungskosten ist auch das 
Leasing von Elektrofahrzeu­
gen sehr kostenintensiv, ergab 
eine Studie der AK-Markt­
forschung. So bekommt man 
das Benzinmodell Mitsubishi 
Colt ab 78 Euro monatlich, 
während das Elektrofahrzeug 
Mitsubishi iMiEV erst ab 
einer Rate von 349 Euro zu 
haben ist. 
Die für Graz geplanten Lea­
sing- und Car-Sharing-Va­
rianten in Kombination mit 
Dauerkarten des öffentlichen 
Verkehrs stehen noch nicht 
fest. Allerdings haben Kom­
biangebote zu Preisen jenseits 
von 500 Euro monatlich nur 
geringe Marktchancen. Statt 
der reinen „Stromautos“ wer­
den derzeit der Hybridtechno­
logie auf Benzin-Elektro-Basis 
größere Chancen bei den Kon­
sumenten eingeräumt. 

KONSUMENT
 

Rechtzeitig aus der Zwickmühle raus, bevor die Schuldenlast zu groß wird: Bei Ratenkauf kann man innerhalb von 
14 Tagen aus dem Vertrag aussteigen. (Gina Sanders - Fotolia) 

Ratenkauf mit 
Rücktrittsmöglichkeit
­
Ratenkäufe sind häufig mitschuld an privaten Insolvenzen. Wer innerhalb von 14 Tagen 
erkennt, sich die Raten nicht leisten zu können, kann noch vom Kauf zurücktreten. 

Der Kauf auf Raten soll 
Mitte des 19. Jahrhun­

derts erfunden worden sein 
– um den privaten Kauf von 
Nähmaschinen anzukurbeln. 
Es blieb aber nicht bei den 
Nähmaschinen, und der Ra­
tenkauf nimmt mittlerweile 
solche Ausmaße an, dass er 
zu den häufigsten Gründen für 
Privatinsolvenzen zählt. „Vor 
Abschluss eines Ratenkaufs 
empfiehlt es sich dringend, 
die bereits vorhandenen Fix­
kosten den monatlichen Ein­
nahmen gegenüberzustellen“, 
rät Mag. Bettina Schrittwieser, 
Leiterin des AK-Konsumen­
tenschutzes. Oft vergessen 
werden dabei bereits laufende 
Ratengeschäfte – und die Han­
dykosten. 
All jenen, die ihren Ratenkauf 

schnell bereuen, ermöglicht 
das Verbraucherkreditgesetz 
einen relativ einfachen Rück­
tritt. Dieser ist innerhalb von 
14 Tagen nach Abschluss 
des Ratenvertrags möglich. 
Der Rücktritt ist am besten 
schriftlich zu erklären; als 
Stichtag zählt das Datum des 
Poststempels. Unter das Ver­
braucherkreditgesetz fallen 
allerdings nur Vereinbarun­
gen zur Ratenzahlung, deren 
Gesamtkreditbetrag 200 Euro 
überschreitet und die länger 
als drei Monate Laufzeit ha­
ben. 

Zwei Rücktritte erklären 
Zusätzlich zum Rücktritt vom 
Kreditvertrag muss auch das 
Grundgeschäft gelöst werden. 
Hat dasselbe Unternehmen, 

bei dem man etwas gekauft 
hat, auch die Finanzierung or­
ganisiert, reicht ein Schreiben, 
in dem sowohl der Rücktritt 
vom Kreditvertrag als auch 
der vom Kauf erklärt wird. 
Bei verbundenen Geschäften, 
also einem Autokauf, der über 
eine Bank finanziert wird, 
muss der Rücktritt beiden 
Unternehmen mitgeteilt wer­
den. Binnen 14 Tagen ist der 
Rücktritt vom Finanzierungs­
vertrag möglich, innerhalb 
einer weiteren Woche muss 
man vom Kauf zurücktreten. 
„Gerade in wirtschaftlich in­
stabilen Zeiten ist es ratsam, 
Dinge, die man nicht unbe­
dingt braucht, nur dann zu 
kaufen, wenn das Geld dafür 
bereits angespart wurde“, gibt 
die AK-Expertin zu bedenken. 

ZAK 11
 

Bank verweigert 
Ausländer Kredit 
Diskriminierung aufgrund 
der Staatsbürgerschaft ist 
in Österreich verboten. Eine 
Bank, die einem Deutschen 
keinen Kredit geben wollte, 
zahlt nun Schadenersatz. 

Zur Finanzierung seines neu­
en Autos wollte ein Arbeitneh­
mer einen Kredit aufnehmen. 
Er stellte bei der Bank eine 
Kreditanfrage. Beim Ausfül­
len der Formulare musste er 
auch seine Staatsbürgerschaft 
angeben. Obwohl der Mann 
bereits seit Jahren in Öster­
reich lebt und hier unbefristet 
beschäftigt ist, wäre ihm seine 
deutsche Staatsbürgerschaft 
fast zum Verhängnis gewor­
den. Die Bank teilte ihm näm­
lich mit, er bekomme nur dann 
einen Kredit, wenn er erhöhte 
Sicherheiten oder einen öster­
reichischen Bürgen vorweisen 
könne – weil er Ausländer ist. 
Der Betroffene wandte sich 
an die Gleichbehandlungs­
anwaltschaft, die der Bank 
klarmachte, ihre Vorgehens­
weise w iderspreche dem 
Gleichbehandlungsgesetz. 
„Der Mann wurde eindeutig 
aufgrund seiner ethnischen 
Zugehörigkeit diskriminiert“, 
erklärt AK-Experte Mag. Karl 
Raith. Die Bank zeigte sich 
einsichtig und war im Zuge 
eines Vergleichs bereit, dem 
Betroffenen einen Schadener­
satz zu zahlen. Damit Derar­
tiges nicht wieder vorkommt, 
bekommen nun alle Mitarbei­
terInnen dieses Geldinstituts 
eine Schulung über das Dis­
kriminierungsverbot. 



  
   

   
    

    

   
    

  

  
   

    

   
  

 

  

    
  
   

    

 
  

    
 

    

  
  

  

  
  

   
  

    
   

    
     

     
  
   

  
   

  

  
  

  
    

  
  

   

   
  

  

  
  
   

   
   

   
   

   
  
   

 
  

  
  

    
 

  
   

  
  

  
   

    

   
   

   
 

  
 

  
  

  
  

   
  

  
   

   
 

  

  

   

  
  

  
   

   

    
   

    

  
    

   

   
  

 

   
   

    
     

  

 
  

   
  

  

    
  

   

   
  
   

 
   

       
  

   

   

     
     

  

   
  

    

   
   

  
  

  
    

    

    
  
  

  

   
  

  

  

 
     

   

    
    

   
  

 
    

   

   
     

  
   

  

   
   

  

 

                                      

  
 

   
 

  

        

Durch eine Änderung in der 
Straßenverkehrsordnung ist es 
den Gemeinden nun erlaubt, 
selbst fixe Radargeräte zu 
installieren. Es ist daher zu 
erwarten, dass die Anzahl der 
Radarboxen zunehmen wird. 
Auf Autobahnen und Schnell­
straßen wurde mit 1. Jänner 
die Rettungsgasse verpflich­
tend eingeführt: Um den Ein­
satzfahrzeugen eine möglichst 
rasche Durchfahrt zu garan­
tieren, müssen die Fahrzeuge 
auf der äußersten linken Spur 
so weit wie möglich nach 
links ausweichen. Alle ande­
ren fahren weiter nach rechts, 

jene auf der äußersten rechten 
Spur auf den Pannenstreifen. 
Kfz-Haftpflichtversicherun­
gen werden für rund die Hälf­
te der AutofahrerInnen teurer, 
weil die Mindestversiche ­
rungssummen erhöht werden 
müssen. Betroffene haben ein 
Sonderkündigungsrecht, das 
sie nützen können, um zu ei­
nem billigeren Versicherungs­
anbieter zu wechseln. 

News für PatientInnen 
Im Frühjahr sollen die Neu­
regelungen für Schönheits­
operationen in Kraft treten: 
Jugendliche zwischen 14 und 
18 Jahren müssen vor einer 

Schönheits-OP verpflichtend 
psychologisch beraten wer­
den. Die Regelung gilt dann 
für Busen-Vergrößerungen 
und Fettabsaugen, nicht aber 
für die Korrektur abstehender 
Ohren. Geplant ist auch ein 
Titelschutz: Derzeit darf sich 
in Österreich jeder Arzt und 
jede Ärztin Schönheitsme­
dizinerIn nennen. Lediglich 
die Facharzt-Ausbildung der 
plastischen ChirurgInnen ist 
geregelt. 
Bereits beschlossen sind 
transparente Wartelisten für 
geplante Operationen: Träger 
von öffentlichen und priva­
ten Krankenanstalten sind 
verpflichtet, einsehbare War­
telisten für vorab festgesetzte 
Operationen zu führen. 

Glühlampe und Gerichtstag 
Mit Jänner 2012 wurde auch 
die nächste Kategorie an Glüh­
lampen vom Markt genom­
men: Diesmal betrifft es die 
Glühbirnen von 25 bis 40 Watt. 
Für Gerichtstage gilt seit 1. Jän­
ner eine Voranmeldepflicht. 
Wer sich etwa einvernehmlich 
scheiden lassen möchte, muss 
dafür auch am Amtstag vorab 
einen Termin vereinbaren. 
Damit soll vermieden werden, 
dass in kleinen Gerichten die 
RichterInnen umsonst zum 
Amtstag anreisen. 
Besser geschützt werden Kon­
sument Innen durch zwei 
Neuregelungen: Eine Ände­
rung im Energieausweisgesetz 
sieht verpflichtend vor, dass in 
Verkaufs- oder Vermietungs­
inseraten die Energieeffizi­
enzklasse der Wohnung oder 
des Hauses angegeben werden 
muss. 
WertpapiervermittlerInnen 
müssen künftig eine Schulung 
und Weiterbildung absolvie­
ren und in einem öffentlichen 
Register der Finanzmarktauf­
sicht eingetragen sein. 

Vom Gemeinderadar bis zur Schönheits-OP: was sich für 
KonsumentInnen heuer ändert. 

Rettungsgasse 
für Konsumenten 

KO N S U M E N T 12 ZAK 

Künftig muss der Ta rif 
insbesondere bei den 

kostspieligen Mehrwertnum­
mern (0900er-Nummern) klar 
nachvollziehbar sein – bei­
spielsweise durch eine auto­
matische Ansage vorab. Ist das 
nicht der Fall, kann die Te­
lekom-Regulierungsbehörde 
RTR anordnen, dass die Num­
mer vorübergehend gesperrt 
wird. Betroffene können ihre 
Rechnung beeinspruchen. 
„Ein derartiger Rechnungs­
einspruch ist schriftlich beim 
Telefonanbieter zu machen“, 
erklärt AK-Expertin Mag. Ma­
ria Wollersberger-Linder. Geld 
zurück gibt es aber nur, wenn 
die RTR explizit einen Verstoß 
gegen die Tariftransparenz 
festgestellt hat. Dann wird 
die Nummer auch auf eine im 
Internet einsehbare Schwarze 
Liste gesetzt. 

Flop bei Kostenlimit 
Geplant sind auch Maßnah­
men zur Kostenbeschränkung, 
doch diese erscheinen nicht 
gerade konsumentenfreund­
lich: Künftig sollen zuzüglich 

Telekom-Novelle: nicht 
alle Kostenfallen beseitigt 
Eine Telekomgesetz-Novelle soll Kunden vor horrenden 
Telefonrechnungen schützen. Längere Einspruchsfristen 
und kostenlose Papierrechnung kommen ebenfalls. 

zum Grundentgelt für Daten­
dienste, also die Nutzung des 
Internets, Kosten von maximal 
60 Euro pro Abrechnungspe­
riode entstehen dürfen. Für 
sonstige Dienste – Telefonate 
und SMS – dürfen es maxi­
mal 150 Euro sein. Hat der 
Konsument mit dem Telefon­
anbieter nichts Gegenteiliges 
vereinbart, sind diese Dienste 
ab den genannten Beträgen 
gesperrt. Spätestens wenn 
40 Euro – zusätzlich zum 
Grundentgelt – vertelefoniert 
und fürs Internetsurfen aus­
gegeben wurden, muss das 
Unternehmen eine Warn-SMS 
schicken. Roamingkosten und 
Kosten für MMS sind von der 
geplanten Verordnung aller­
dings nicht erfasst und kön­
nen daher noch zu weiteren 
Kosten führen. 
Eine wirkliche Hilfe wäre eine 
klare Regelung hinsichtlich 
einer maximalen Gesamtober­
grenze – und ein niedrigerer 
Schwellenbetrag. Zudem müs­
se sichergestellt werden, dass 
die Aufhebung dieser Sperren 
nicht von minderjährigen 

KO N S U M E N T 

Handynutzern, sondern nur 
von deren Erziehungsberech­
tigten erfolgen kann. 

3 Monate Einspruchsfrist 
Die Mindestvertragsdauer, 
also die Frist, in der kei­
ne Kündigung möglich ist, 
darf bei einem Neuabschluss 
nicht länger als 24 Monate 
sein. Danach gibt es keine 
Beschränkungen mehr. Aller­
dings müssen Telefonanbieter 
auch einen 12-Monats-Vertrag 
anbieten. „So kurze Verträge 
werden vermutlich teuer sein“, 
warnt die Konsumentenschüt­
zerin. 
Positiv für die Kunden ist die 
Neuregelung für einen Rech­
nungseinspruch: Während 
die Anbieter diese Frist bisher 
selbst festsetzen konnten, gilt 
nun einheitlich eine Drei­
Monats-Regelung. 
Wer einen neuen Vertrag ab­
schließt, darf dabei wählen, 
ob er eine Rechnung in Pa­
pierform oder elektronisch 
bekommen möchte. Für die 
Papierversion dürfen keine 
Zusatzkosten verrechnet wer­
den. Bei bereits bestehenden 
Verträgen ändert sich laut 
Gesetzestext allerdings nichts. 
Ursula Jungmeier-Scholz 

Nur eine maximale 
Gesamtobergrenze ist 
ein wirksamer Schutz vor 
explodierenden Kosten. 
(ASP Inc -Fotolia) 

ZAK 13 

Den Kopf nicht in den Urlaubssand stecken: schon bei der Buchung an eine 

Sicher in 
den Urlaub 

Individuell zugeschnittene Reiseversicherungen erfor­
dern ein bisschen Planung. Abgeschlossen werden müssen 

sie zeitnah zur Buchung der Reise. 

Bei Schneematsch beginnt 
die Buchungssaison für 

die Sommerreisen. Das Geld, 
das man eventuell durch den 
Frühbucherbonus spart, ist 
in einer Reiseversicherung 
gut angelegt. „Der Versiche­
rungsschutz soll Teil der 
Urlaubsplanung sein – und 
zwar sowohl eine Storno ­
versicherung als auch eine 
Form von Absicherung bei 
Unfällen und Erkrankungen 
während der Reise“, erklärt 
AK-Experte Mag. Herbert Er-
hart. Reisegepäck-Diebstahl-
Versicherungen seien zweit­
rangig. Aufgrund zahlreicher 
Ausschlussgründe zahle die 
Versicherung bei gestohlenem 
Gepäck ohnehin nur selten. 
Wichtig sei jedoch, die Rei­
seversicherung möglichst 

gleichzeitig mit der Buchung 
abzuschließen – innerhalb 
weniger Tage jedenfalls. Wer 
seinen Urlaub im Reisebüro 
bucht, wird dort ohnehin ver­
pflichtend darauf hingewie­
sen. Individuelle (Internet-) 
Bucher vergessen aber häufig 
auf den Versicherungsschutz 
und müssen bei Stornierung 
meist die Gesamtkosten für 
Flug und Hotel bezahlen. Was 
vielen nicht bewusst ist: Auch 
wer ohne eigenes Verschulden 
– aufgrund einer Erkrankung 
– die Reise nicht antreten 
kann, muss die vollen Storno-
kosten übernehmen. 

Bestehenden Schutz klären 
Auch Erk rankungen und 
Unfälle vor Ort bergen ein 
finanzielles Risiko, vom ge-

Versicherung denken (Fotolia) 

sundheitlichen einmal ganz 
abgesehen. Vor Antritt der 
Reise empfiehlt es sich daher 
abzuklären, ob die e-card im 
Zielland überhaupt angenom­
men wird. „Medizinische 
Behandlungen im Ausland 
verursachen schnell einmal 
mehrere Tausend Euro Kosten, 
und auch eine etwaige Rück­
holung im Ambulanzjet kann 
man nicht so einfach privat 
finanzieren“, warnt Erhart. 
Vor Abschluss einer Reise­
versicherung ist es ratsam 
abzuklären, welche Art von 
Versicherungsschutz bereits 
besteht: Kreditkarten bieten 
of t Stornoversicherungen, 
private Unfallversicherungen 
ein Reiserückhol-Paket. Je 
nach bestehendem Versiche­
rungsschutz können dann 
weitere Komponenten zuge­
kauft werden. Manchmal ist 
allerdings das Gesamtpaket 
einer Reiseversicherung kaum 
teurer als die Einzelkompo­
nenten. Für Vielreisende ist 
eine Jahresreiseversicherung 
empfehlenswert – damit sind 
dann Schiurlaub und Städte­
reisen zwischendurch eben­
falls abgedeckt. 
Ursula Jungmeier-Scholz 



    
  

  

  

   
    

  

  
   

    
    

   
   

  

    
 

   
   

   
  

   
   
  

  

   

   
   

     

 
   

 

    

    
   

  
  

 

  

  

  
    

  

    
  

  
  

     
   

   

  
  

    
    
    

   
  

  
    
 

 
   

    

     
   

 

  

   

   
   

   
  

   

  

  

  

   
   

   
  

   
    
    

   
   

   
    

   
  

  

   

   
   

  

  

   
   

  
   

  
       

    
   

 
    

     

    
   

  
    

    
  

 
   

  

    

   

  
  

   
  

        

Nach der Matura als Lehrling ins Reisebüro bedeutet einen empfindlichen Einkommensverlust.  (T. Balzer - Fotolia) 

Schulzeit auf 
Lehre anrechnen 

Mit HAK-Matura noch eine volle Lehrzeit absolvieren? Die Gewerkschaftsinitiative „Bündnis 
Berufsberechtigung“ kämpft für eine Anrechnung der Schulzeit auf die Lehre. 
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Schulbuffets sind 
süße Verführer 

Preisunterschiede bis 
zu 100% bei Schulbuffets, 

bedenkliche Bestückung der 
Lebensmittelautomaten und 
Eistee als Lieblingsgetränk 
zeigen, dass die gesunde 

Jause an steirischen Schu­
len noch Rezepte braucht. 

Schulbuffets haben eine 
besondere Bedeutung im 

Alltag der Kinder, da ein 
Drittel der Schüler nicht früh­
stückt und die Hälfte aller 
6- bis 14-Jährigen keine Jause 
mitbekommt. Daher hat die 
AK-Marktforschung das Ange­
bot von 17 Schulbuffets in der 
Steiermark bewertet, wobei 
Mag. Martina Karla Steiner die 
vom Gesundheitsministerium 
fixierten Mindeststandards 
der „Leitlinie Schulbuffet“ als 
Maßstab heranzog. 

Zuviel Süßes, wenig Veggi 
„Meistens gibt es zu viele Sü­
ßigkeiten, zu viele Mehlspei­
sen und zu wenig Fleischloses 
im Angebot“, lautet das Resü­
mee der Tour durch die Schul­
buffets, wobei keines allen 
Mindestkriterien entsprach. 

schnitten BG-BRG Fürstenfeld 
und Köflach, BORG Bad Rad­
kersburg und die HLW Schrö­
dinger Graz am besten ab. 

Mehlspeisparadies 
Als positiv ist hervorzuheben, 
dass keine alkoholischen Ge­
tränke erhältlich sind, nur 
zwei Buffets führen Energy 
Drinks. Dass Österreich ein 
Mehlspeisparadies ist, zeigt 
sich an der Vielfalt (bis zu 56 
im Angebot), Größe (mehr als 
handtellergroß) und der zent­
ralen Positionierung. 
Die steirische AK versteht die 
Untersuchung als Impuls, stär­
ker einen gesunden Weg ein­
zuschlagen: „Die Buffetbetrei­
ber an den Schulen halten die 
Leitlinien für gut, befürchten 
aber wirtschaftliche Proble­
me“, bemängelt Mag. Susanne 
Bauer eine zögerliche Umset­
zung der Mindestststandards. 
So sei das Gemüse- und Salat­
angebot bescheiden und die 
Befüllung der Automaten zu 
überdenken. Auch sollte Wer­
bung für zuckerhaltige und 
fettreiche Nahrungsmittel aus 
den Buffets verbannt werden 
(Details auf www.akstmk.at). 
rudolf.willgruber@akstmk.at 

Da die Anforderungen bei 
Obst und pikanten Knabberei­
en überwiegend eingehalten 
und bei Getränken positive 
Tendenzen feststellbar waren, 
gab es für die Buffets ein „2 bis 
3“ als Schulnote. 
Markante Punkte der Studie: 
• Bioprodukte, meist in Form 
von Getränken, sind bei 50% 
der Buffets im Angebot. 
• Eistee ist der Beststeller 
unter den Getränken, die 
klassische Extrawurstsemmel 
ist out: Stattdessen gibt es 
Weckerln mit Schinken, Käse 
und Gemüse. 
• Bei den Preisen wurden Un­
terschiede bis zu 100 Prozent 
(Äpfel) notiert. 
• Im Schnitt finden sich in 
den Schulen 5 Automaten (in 
der größten Schule, der Bulme, 
insgesamt 12). Mängel: zu 
viele zuckerreiche Getränke, 
oft kein Wasser im Angebot. 
Von den 17 getesteten Buffets 

Jeder zweite Schüler hat keine Jause mit, die steirischen Schulbuffets 
sind aber noch verbesserungsbedürftig.  (Catalin Petolea - Fotolia) 

Stein des Anstoßes ist die 
von der Wirtschaftskam­

mer verhinderte Wiederein­
führung des § 28 im Berufs­
ausbildungsgesetz, der zuvor 
eine wechselseitige Anrech­
nung von Schul- auf Lehrzei­
ten und vor allem eine Aner­
kennung von Schulabschlüs­
sen als Lehrabschluss geregelt 
hat. Dadurch hänge es vom 
Goodwill eines Unternehmens 
ab, ob eine HAK-Absolventin 
diesen Abschluss angerechnet 
bekommt oder noch einmal 
in die Lehre gedrängt wird 
und ob ihr dann zumindest 
ein Teil der Schulbildung auf 
die Lehre (etwa als Bürokauf­
frau) angerechnet wird. Die 
Gewerkschaft fordert nun, die 

Schulbildung wieder verbind­
lich für eine Lehrausbildung 
anzurechnen. 

Billige Arbeitskräfte 
„Es ist für die Unternehmen 
billiger, BMHS-Absolventen 
als Lehrlinge zu beschäftig­
ten“, vermutet Mag. Ursula 
Strohmayer, die Leiterin der 
AK-Bildungs- und Jugendab­
teilung, sehr profane Grün­
de für die Blockadehaltung 
der Wirtschaftskammer. Im 
schlechtesten Fall müsse die 
Absolventin einer Tourismus­
fachschule bei einem Arbeits­
platz in der Reisebürobranche 
als Lehrling neu starten. Der 
Unterschied für die Betrof­
fene beträgt laut GPA-djp 

13.137 Euro im ersten Jahr: Die 
Lehrlingsentschädigungen 
inklusive Sonderzahlungen 
im ersten Lehrjahr machen 
6.454 Euro aus, das Gehalt als 
Reisebüroassistentin hingegen 
19.591 Euro. 
Auf diese Weise werden schon 
Jahr für Jahr Tausende Absol­
ventInnen von BMHS in die 
für die Unternehmen billigere 
Lehrausbildung gedrängt, er­
klärt GPA-djp-Bundesjugend­
sekretär Helmut Gotthartsleit­
ner. Einige Gewerkschaften 
haben gemeinsam mit der AK 
eine Mobilisierungskampagne 
(auch auf Facebook) gestartet, 
um die Wirtschaftskammer 
zum Einlenken zu bewegen. 
rudolf.willgruber@akstmk.at 

„Panther“ für 
gute LehrerInnen 
Heuer wird erneut der Preis 
des „Pädagogischen Panthers“ 
für das Land Steiermark aus­
geschrieben. Ausgezeichnet 
werden Schulen und Lehre­
rInnen für besondere Leistun­
gen um die Verbesserung der 
pädagogischen Qualität von 
Schule und Unterricht. 
Vergeben wird der „Panther“ 
in zwei Kategorien: als Ein­
zelpreis für PädagogInnen (3 
Haupt- und 3 Ehrenpreise) 
sowie an vier Schulen für be­
sondere Bemühungen um die 
pädagogische Gestaltung von 
Unterricht, Betreuung und 
Schulleben. Bewerbungen und 
Nominierungen sind an die 
Steirische Elternvertretung bis 
23. März zu richten. 
Infos: www.elternbrief.at 

Verbotenes Buch 

ist zurückgekehrt 
Ein in der Nazizeit verschwundenes Buch wurde kürzlich 
aus Berlin an die steirische AK-Bibliothek zurückgegeben. 
„Rund 40 Schachteln an ver­
botenen Büchern wurden 
in der NS-Zeit nach Berlin 
geschickt“, erzählt der Leiter 
der steirischen AK-Bibliothek. 
Dr. Günther Terpotitz staunte 
nicht schlecht, als er kürzlich 
ein Paket von der Zentral- 
und Landesbibliothek Berlin 
erhielt. Der Inhalt: der fünfte 
Jahresband der Sozialisti­
schen Wochenschrift „Die 
Glocke“ aus dem Jahr 1919. Die 
Absender hatten aus einem 
Stempel im Buch herausgefun­
den, dass der Band ursprüng­
lich der Bibliothek der Grazer 
Arbeiterkammer gehörte. 

Als nach Hitlers Einmarsch 
1938 die AK aufgelöst und 
zum Sitz der Deutschen Ar­
beitsfront wurde, blieb die 
Bibliothek unter neuer Leitung 
bestehen. Zuvor hatten besorg­
te Bibliothekare im Keller jene 
Schätze vergraben, die Nati­
onalsozialisten als „jüdisch 
und entartet“ klassifizierten. 
„Die meisten Bücher wurden 
stark in Mitleidenschaft ge­
zogen“, so Terpotitz. Etwa 50 
Bücher haben den Untergrund 
überlebt. Und wurden nach 
Neugründung der Arbeiter­
kammer im Jahr 1946 wieder 
aus der Versenkung geholt. 

Eisstocksport-
Betriebsmeisterschaft 
Landesmeisterschaft, 
Freizeitzentrum Frohnleiten, 
4.3.2012, Beginn 7 Uhr 

NEU: Gokart Fun Race 
Südsteiermark 
Styria Karting Outdoor, Kals­
dorf, 24.3.2012, Beginn 11 Uhr 

Obersteiermark, Indoor Kart 
Spielberg, 6.5.2012, 
Beginn 9 Uhr 

Stocksport 
GL Graz und Graz-Umge­
bung, 4.5.2012, 
Beginn 17.30 Uhr 

GL Deutschlandsberg, 
29.5.2012, Beginn 18 Uhr 

Infos 
Christoph Kacherl, 
AK-Betriebssportbüro, 
Tel. 05/7799-2357, 
christoph.kacherl@akstmk.at 
Astrid Muhr, Tel. 05/7799-2352, 
astrid.muhr@akstmk.at 

SPORTZE T 
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Gesetze und reale Gegeben-
heiten klaffen manchmal 

auseinander. So ist es auch 
beim tatsächlichen Pensions-
antrittsalter von Herrn und 
Frau Österreicher(in): Gehen 
die Männer im Schnitt mit 
58,9 Jahren in Pension, tun das 
die Frauen mit 57,5 Jahren. Von 
den derzeit gesetzlich vorgege-
benen fünf Jahren Unterschied 
beim Regelpensionsalter blei-
ben real nur 1,4 Jahre übrig. 
Sollte das Pensionsalter von 
Frauen angehoben werden, 
ändert sich bei gleichbleiben-
den oder durch eine Krise gar 
verschlechterten Bedingungen 
auf dem Arbeitsmarkt mögli-
cherweise wenig am tatsäch-
lichen Pensionsantrittsalter 
beider Geschlechter. Frauen 
müssten allerdings plötz-

Die Angleichung des Frauenpensionsalters war für die Zeit realer Gleichstellung der 
Geschlechter auf dem Arbeitsmarkt geplant. Im gerade beschlossenen Sparpaket der 

Regierung wurde aber eine vorzeitige Angleichung nun doch abgesagt. 

Weniger als die Inflati-
onsrate hatte die Arbeit-

geberseite bei den Verhand-
lungen für den Handelskol-
lektivvertrag geboten. Dass 
das Ergebnis letztlich bei 
durchschnittlich 3,6 Prozent 
liegt, verdanken die Handels-
angestellten einem wahren 
Verhandlungsmarathon. „Fast 
wäre die Situation eskaliert“, 
erzählt Gerda Bacher. Sie ist in 
der Gewerkschaft der Privat-
angestellten die Vorsitzende 
für den Handel in der Steier-
mark. Seit Jahren verhandelt 
sie an vorderster Front um 
die Löhne einer Branche, die 
finanziell viel aufzuholen 
hätte. „Die Verhandlungen 
waren besonders schwierig, 

Vor Anhebung des Frauenpen-
sionsalters muss noch einiges 
erreicht werden: vollkommene 
Gleichstellung beim Berufs-
einstieg, dem Einkommen 
und den Transferleistungen, 
verpflichtende Frauenförde-
rung auch in der Privatwirt-
schaft und Senken der hohen 
Teilzeitquote von Frauen. Das 
funktioniert nur zugleich mit 
entsprechender Entlastung bei 
der Betreuungsarbeit in der 
Familie. Auch die Altersarmut 
von Frauen gehört beseitigt. 
Bis das erreicht ist, soll jede 
Lohnrunde eine Frauenlohn-
runde sein. 

Ich bin erst dann bereit, über 
die vorzeitige Anhebung des 
gesetzlichen Frauenpensions-
alters zu diskutieren, wenn die 
Einkommensschere zwischen 
den Geschlechtern wirklich 
geschlossen ist. Dazu gehört 
auch, dass Karenzzeiten voll 
angerechnet und gesetzlich 
verankert werden und dass 
Frauen ihrem Anteil an der 
Bevölkerung entsprechend in 
Führungspositionen gelangen. 
Zudem müssen alternsgerech-
te Arbeitsplätze geschaffen 
werden. Für Männer und 
Frauen! Denn im Schnitt ge-
hen Frauen ohnehin nur ein-
einhalb Jahre früher in Pensi-
on als Männer. 

lich zusätzliche Abschläge 
hinnehmen und das bei 
vergleichsweise niedrigen 
Pensionen. Viele Betroffene 
gehen nicht freiwillig so früh 
in den Ruhestand, sondern 
werden von ihren Arbeitge-
bern geschickt. 

Teure Sparmaßnahme 
1992, vor genau 20 Jahren, hat 
die Regierung beschlossen, 
das Pensionsalter der Frauen 
schrittweise dem der Männer 
anzugleichen. Ab 2019 soll 
das Antrittsalter für vorzeitige 
Alterspensionen und ab 2024 
für reguläre Pensionierungen 
jährlich um sechs Monate 
angehoben werden. Diese 
Regelung wurde unter der 
Annahme getroffen, dass der 
Gleichstellungsprozess dann 

abgeschlossen sein würde. 
Die Einkommensschere steht 
jedoch nach wie vor weit 
geöffnet, und von Chancen-
gleichheit der Geschlechter 
auf dem Arbeitsmarkt kann 
keine Rede sein. Eine vorzei-
tige Angleichung des gesetzli-
chen Pensionsalters der Frau-
en an das der Männer wäre 
eine teure „Sparmaßnahme“: 
Erkauft würde die Einsparung 
bei den Pensionszahlungen 
mit höheren Ausgaben für 
arbeitslose Frauen. Dazu käme 
eine steigende Altersarmut bei 
Frauen, deren ohnehin schon 
kleine Pension durch Abschlä-
ge gekürzt würde. 

Arbeitsplätze schaffen 
Die Ablehnung der Anhe
bung des gesetzlichen Frau-

Als vor 20 Jahren eine An-
gleichung der Alterspension 
von Frauen ab dem Jahr 2024 
beschlossen wurde, erfolgte 
dies unter der Annahme, dass 
der Gleichstellungsprozess bis 
dorthin vollendet sein würde. 
Gerade die Einkommenssche-
re zeigt, wie weit wir heute 
noch davon entfernt sind. 
Eine vorzeitige Anhebung des 
Frauenpensionsantrittsalters 
kommt für mich erst infrage, 
wenn Frauen wirklich gleich-
gestellt sind! Darüber hinaus 
sieht die Realität im Arbeits-
markt so aus, dass Frauen ab 
40 oft bereits schlechte Chan-
cen haben. Eine vorzeitige 
Anhebung würde nur zu mehr 
arbeitslosen Frauen führen. 

weil die Arbeitgeberseite ein 
völlig neues Team aufgestellt 
hatte. Und Verhandeln ist 
schließlich Vertrauenssache.“ 
Anstelle des üblichen „Zu-
sammenschaukelns“ der An-
gebote und Forderungen sollte 
nur noch ein Betrag genannt 
und dann ein Kompromiss 
gefunden werden. 
Das Entsetzen bei der Ge
werkschaft war groß, als die 
Unternehmen weniger als die 
Inflationsabgeltung angebo-
ten haben. Die letztlich doch 
erreichte Lohnerhöhung war 
nicht der einzige Erfolg, den 
die Arbeitnehmerseite verbu-
chen konnte. „Dass künftig 
zumindest zehn Monate der 
Karenzzeiten angerechnet 

enpensionsalters soll Frauen 
schützen. Keinesfalls jedoch 
darf sie dazu führen, dass 
Frauen vorzeitig gegen ihren 
Willen in den Ruhestand 
geschickt werden oder ihnen 
ein weiteres Aufsteigen auf 
der Karriereleiter mit dem 
Hinweis auf ihr Alter und ihre 
baldige Pensionierung ver-
wehrt bleibt. Das gesetzliche 
Pensionsantrittsalter nennt 
schließlich nur den Zeitpunkt, 
ab dem abschlagsfrei in den 
Ruhestand gegangen werden 
kann, und legt keinen indivi-
duellen Antrittstermin fest. 
Eine wirklich wichtige Stell-
schraube wäre die Anhebung 
des tatsächlichen Pensions-
alters bei Männern wie bei 
Frauen. Dadurch könnte echt 
gespart werden. Allerdings 
bedarf es dazu arbeitsmarkt-
politischer Maßnahmen und 
der Schaffung alternsgerech-
ter Arbeitsplätze. Nur eine Anhebung des tatsächlichen Pensionsalters hilft sparen. (Fotolia) 

F R AU F R AU 

Angleichung beim  Pensionsalter vertagt 

Die Zuverdienstgrenze zum einkommensabhängigen Kin-
derbetreuungsgeld wurde neu geregelt. Das System bleibt 
trotzdem zu kompliziert, kritisiert die AK. 

Karenzzeit wird teilweise 
im Handel angerechnet 

Erfolgreicher KV-Abschluss im Handel: Erreicht wurden letztlich im Schnitt plus 3,6% 
und – wie seit Jahren gefordert – eine teilweise Anrechnung der Karenzzeiten. 

werden, freut uns ganz be-
sonders. Weil die Arbeitgeber 
zunächst darüber gar nicht 
diskutieren wollten“, betont 
Bacher. 

Lehrlinge motivieren 
Damit wurde auch eine lang-
jährige Forderung der AK er-
füllt. Wenn auch nur zum Teil, 
denn angerechnet werden je-
weils nur zehn Monate der Ka-
renz zum ersten Kind oder bei 
Bildungs- und Hospizkarenz. 
Die neue Karenzregelung ist 
nicht nur ein Beitrag, um die 
Gehaltsschere zu schließen, 
sondern auch ein Schritt zur 
Gleichbehandlung: „Schließ-
lich wird ja auch das Bundes-
heer angerechnet.“ 

Elisabeth Aufreiter, 
AK-Vorstandsmitglied 

Patricia Berger, 
ÖGB-Frauenvorsitzende 

Ilse Löwe-Vogl, 
Kammerrätin, AUGE-UG 

Mindestentgelt 
bei Jobinseraten 
Seit dem Vorjahr müssen alle 
Stellenanzeigen das Mindest-
entgelt anführen. Verstöße 
dagegen können nun von Stel-
lenbewerberInnen angezeigt 
werden – mit dem AK-Muster-
formular. Seit März 2011 soll-
ten Jobinserate Angaben zum 
kollektivvertraglichen Min-
destentgelt enthalten. Auch 
eine etwaige Bereitschaft des 
Unternehmens, mehr zu be-
zahlen, sollte darin angeführt 
werden. Wer eine Stelle ohne 
Information über das Mindest-
entgelt ausschreibt, muss mit 
einer Verwaltungsstrafe von 
bis zu 360 Euro rechnen. 
Angezeigt werden kann der 
Verstoß einerseits von der 
Gleichbehandlungsanwalt-
schaft und andererseits von 
den StellenbewerberInnen. Das 
Gleichbehandlungsreferat der 
AK hat dafür ein Musterfor-
mular kreiert downzuloaden 
unter www.akstmk.at 

Höchste Zeit für 
Vereinfachung 

Vier Pauschalvarianten und 
eine einkommensabhängi-

ge stehen Eltern zur Auswahl, 
die Kinderbetreuungsgeld 
beantragen. Nachträglich ist 
keine Änderung möglich, und 
beide Partner müssen sich auf 
eine Variante einigen, sofern 
sie sich die Bezugszeit teilen. 
Bei den pauschalen Modellen 
sind zwei Zuverdienstgrenzen 
im Auge zu behalten: 16.200 
Euro jährlich oder 60 Prozent 
des Verdienstes aus dem letz-
ten Jahr, in dem noch kein 
Kindergeld bezogen wurde. 
Richtig unübersichtlich wird 
es bei der einkommensab-
hängigen Variante. Generell 
darf dabei nur in der Höhe der 

Geringfügigkeitsgrenze von 
derzeit 376,26 Euro monatlich 
dazuverdient werden. Aber 
wie sieht es in den Monaten 
zu Beginn und am Schluss des 
Bezugs aus? „Bisher wurde ein 
Kalendermonat als Bezugsmo-
nat gewertet, wenn an mehr als 
der Hälfte der Tage Kinderbe-
treuungsgeld bezogen wurde“, 
so AK-Frauenreferentin Pö-
cheim. „Nun wurde diese 
Grenze auf 24 Tage erhöht ein 
Schritt in die richtige Rich-
tung. Allerdings bleibt immer 
noch eine Woche übrig, in der 
eine Mutter oder ein Vater nor-
mal verdienen kann.“ Die AK 
fordert daher eine grundlegen-
de Vereinfachung des Gesetzes. 

Neben den Wiedereinstei-
gerinnen standen auch die 
Lehrlinge im Mittelpunkt der 
Verhandlungen. Sie bekom-
men nun um 3,9 Prozent mehr. 
„Wollen die Unternehmen mo-
tivierte und begabte Lehrlinge, 
müssen sie das auch durch 
eine angemessene Bezahlung 
ausdrücken“, fordert Bacher. 
Verhandlungsmüde ist sie 
auch nach dem jügnsten Kraft-
akt nicht: Die Mitfinanzierung 
der Berufsschulzeit durch die 
Unternehmen, der Ausbau der 
Karenzregelung und nicht 
zuletzt die Vereinfachung des 
Gehaltssystems im Handel ste-
hen für sie noch an. Nächster 
Herbst – neue Chance! 

AK-Vize-
präsidentin 
Gerda Bacher: 
schwierige 
Verhandlungen 
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D
DAS SAGEN EXPERTEN 

3 Fragen, 3 Antworten 

Ist eine Kranken-
standsmeldung an den 
Arbeitgeber per Fax 
ausreichend? 

Bekomme ich bei 
einem Austritt wäh-
rend der Elternkarenz 
eine Abfertigung? 

3 

ZAK AUF ZACK 

2 

Wie lange ist die 
Entgeltfortzahlung für 
erkrankte Lehrlinge? 

1 

er/die Arbeitnehmer/in ist 
verpflichtet, ohne Verzug 

die Arbeitsverhinderung im 
Krankheitsfall dem/der Arbeit­
geber/in bekanntzugeben. Der/ 
die Arbeitgeber/in kann ab dem 
ersten Tag des Krankenstandes 
eine Bestätigung des zuständi­
gen Krankenversicherungsträ­
gers über Beginn, voraussicht-

Krankenstand liche Dauer und Ursache der 
für Lehrlinge Arbeitsunfähigkeit verlangen. 

Petra Rockenschaub 
AK-Jugend 

Die Angabe einer genauen Diag­
nose ist nicht erforderlich, es ge­
nügt die Bekanntgabe, dass eine 
Erkrankung vorliegt. 
Lehrlinge haben im Fall einer 
Erkrankung pro Lehrjahr einen 
Anspruch auf volle Entgeltfort­
zahlung bis zu vier Wochen und 
danach einen Anspruch auf zwei 
Wochen Teilentgelt. Dann ge­
bührt nur noch Krankengeld von 
der GKK. 

Eltern, die während der ge­
setzlichen Karenz, die längs­

tens bis zum 2. Geburtstag des 
Kindes dauern kann, ihr Be­
schäftigungsverhältnis been­
den, bekommen nach dem alten 
Modell die halbe Abfertigung. 
Voraussetzung ist jedoch, dass 
sie den Austritt bis spätestens 
drei Monate vor dem Ende der 
von ihnen gemeldeten Karenz 
erklären. Bei einem Austritt wäh­

rend einer freiwilligen längeren 
Karenz gibt es diesen Anspruch 
nur, wenn er vorab (am besten 
mit AK-Musterformular) mit dem 
Arbeitgeber vereinbart wurde. 
Beim neuen Abfertigungsmo­
dell – Arbeitsbeginn nach dem 
1.1.2003 – kann man die Einzah­
lung in die neue Vorsorgekasse 
mitnehmen oder sich auszahlen 
lassen, sofern bereits drei Jahre 
lang eingezahlt wurde. 

S AT I R E
 

Einstein & E nfalt 

Ein satirisches Doppel 
von 

Berndt Heidorn 

Müller: Ja, der Huber. Wo kom­
men Sie denn her? 
Huber: Vom Mittagessen, 
Einser-Menü. Wienerschnitzel 
mit heurigen Erdäpfeln und 
Paradeisersalat. Zwei Krü­
gerln, ein Schnapserl, weil 
man kann das Bier ja nicht 
trocken hinunterwürgen. 
Müller: Sagen Sie, Huber, sind 
Sie wahnsinnig? 
Huber: Warum, wegen dem ei­
nen Schnapserl? Das wird die 
Leber schon noch aushalten. 
Müller: Das mein ich nicht. Sie 
leben über Ihre Verhältnisse, 
Huber! 
Huber:  Wie bitte? 
Müller: Na sicher, weil Sie 
über Ihre Verhältnisse leben, 
hat jetzt der Staat so viele 
Schulden. 
Huber:  Sagt wer? 
Müller: Na, die Schotter-Mitzi 
zum Beispiel. 
Huber: Aha. Und die Schotter-
Mitzi meint, der Staat hat 
weniger Schulden, wenn ich 

Sie mir bekannte? Zwei, die 
studieren noch. 
Müller: Da haben wir den Sa­
lat: Sie belasten auch noch das 
Bildungssystem. Leute wie Sie 
sind schuld, wenn unser Staat 
unter der Last der Schulden 
zusammenbricht, Huber! 
Huber: Das tut mir jetzt aber 
echt leid, dass ich für ein 
Milliarden-Defizit verantwort­
lich bin. 
Müller: Nicht Sie allein na­
türlich, Sie Hornochse. Sie 
und alle anderen, die sich 
mit ihrem hemmungslosen 
Anspruchsdenken ins Spital 
legen, in Pension gehen oder 
frech Familienbeihilfe kas­
sieren. 
Huber: Sagen Sie, Müller, Sie 
sind doch ein gscheiter Mensch. 
Müller: Ich weiß jetzt nicht, 
ob ich das aus Ihrem Mund 
als Kompliment auffassen 
soll. Weil gscheiter als Sie ist 
ja kein Kunststück. 

Huber: Deswegen bin ja 
auch immer ich der Blöde bei 
unseren Tratscherln. Aber 
zu meiner Frage: Irgendwo 
hab ich gelesen, dass den 
Schulden ja auch erhebliche 
Vermögenswerte in der Hand 
einiger weniger gegenüberste­
hen. Warum leisten die keinen 
Beitrag fürs Gemeinwohl, zum 
Beispiel mit einer Erbschafts­
steuer? 
Müller: Weil sich Leistung 
lohnen muss. 
Huber: Aha, und wo war jetzt 
die Leistung der Erben? 
Müller: Werden Sie nicht 
pampig, Huber. Vermögen­
steuern sind eine Belastung 
des Mittelstandes. 
Huber: Ah, der Mittelstand 
besitzt die Vermögen? Und 
ich hab immer gedacht, die 
Gstopften. 
Müller: Befleißigen Sie sich 
einer weniger proletenhaf­
ten Ausdrucksweise, Huber! 
Vermögen kann man nicht 
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INS SCHWARZE 
Willi Tell 

Neulich beklagte ein Sport­
journalist die Verrohung der 
Sprache im Sport. Er meinte 
damit aber nicht seine Bran­
che, sondern die Athleten. 
„Du bist mir da der Richtige“, 
hab ich geknurrt. „Klingen die 
martialischen Ausdrücke gera­
de in euren Berichten nicht oft 
mehr nach Schlachtenschil­
derungen als nach gesundem 
Geist, der im gedopten Körper 
wohnt? Äh, ich wollte sagen, 
im gesunden Körper.“ (Manch­
mal – dies zum „gedopten 
Körper“ – passiert einem die 
Wahrheit gleichsam unter der 
Hand.) 

Eigene Nase 
Was wir Journalisten auch 
gern tun: Ratschläge erteilen. 
Dem Kollegen empfehle ich 
somit, sich an der eigenen 
Nase zu fassen. Ähnliche Fälle 
gibt es ja zuhauf. Da mault ein 
Reporter, dass z. B. vor einem 
Frei- und Hallenbad nicht 100 
Parkplätze angelegt wurden. 
Geschieht es dann, kann die 
Zeitung prima über den Wahn­
sinnsverkehr klagen, den Stau, 
die Benzinverschwendung ... 
Und wer ist schuld? Die Politi­
ker! Und wieder ein Artikel … 
Passiert eine grausige Mord­
tat, stürzen sich Reporter wie 
die Geier auf den Fall und be­
lagern den Tatort mit ihrem 
ganzen Equipment. Das ma­
chen sie ein paar Tage. Sobald 
die Sache abgenagt und aus­
gelutscht ist, kann man sich 
im Brustton der Überzeugung 
über die Verrohung der Medi­
en alterieren. Und hat wieder 
recht. 
In unserer Branche ist – wie 
sonst auch im Leben – manch­
mal reichlich Heuchelei am 
Wirken. 

Mag.a Bernadette Pöcheim 
AK-Frauenreferat 

Austritt 
während Karenz 

Ein positiver Sendebericht nach 
Abschicken eines Telefax („OK-

Vermerk“) beweist nach Ansicht 
des OGH nicht das Einlangen der 
Faxnachricht beim Arbeitgeber. 
Die Tatsache, dass ein erkrankter 
Arbeitnehmer seine Arbeitsun­
fähigkeitsbestätigung per Tele­
fax übermittelt hat, reicht somit 
noch nicht zum Nachweis der 
Einhaltung der gesetzlichen Mel­
depflicht. Da Übermittlungsfehler 

nicht auszuschließen sind, geht 
das Übermittlungsrisiko erst dann 
auf den Empfänger der Nachricht 
über, wenn diese in seinen Emp­
fangsbereich gelangt ist, im Falle 
eines Telefax also während der 
Geschäftsstunden mit Signalein­
gang. Da den Absender das Über­
mittlungsrisiko trifft, reicht der 
bloße Sendebericht als Nachweis 
des Einlangens beim Empfänger 
nicht aus. 

Mag. Günter Triebel 
AK-Arbeitsrecht 
Krankmeldung 
per Fax 

ANREGUNGEN, 
LOB & KRITIK 

LESERFORUM 

Schreiben Sie an ZAK-Redaktion 
Hans-Resel-Gasse 8–14, 8020 Graz 

E-Mail: redaktion@akstmk.at 

Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe nicht oder gekürzt zu veröffentlichen. 

Schlaue Bauern 
Das Thema Agrarförderung regte 
vor allem Nebenerwerbslandwirte 
auf. Hier eine Kurzauswahl: 

Als Bäuerin im Bergbauerngebiet 
halten sich Ausgaben und Ein­
nahmen die Waage. Die Förde­
rung ist ein wichtiger Teil unserer 
Einnahmen. Wenn etwas bleibt, 
wird dieses Geld für notwendige 
Investitionen zusammengelegt. 

Elfi Fasching, online 

Was die EU-Förderung betrifft, 
müssen Landwirte Aufzeichnun­
gen führen, denn sie werden von 

der AMA kontrolliert. Die 2,33 
Milliarden Euro, wie Sie so nett 
schreiben, gehen nur zum Teil an 
die Landwirte. Mehr als die Hälfte 
frisst die Verwaltung auf.   
                          Herbert Weißensteiner 

Ist es nicht ein besserer Akt der 
Fairness, wenn die Lebensmit­
telpreise so hoch wären, dass die 
Bauern davon leichter leben und 
dann auf die angeblich so enor­
men Förderungen verzichten 
könnten?                   Thomas Pirker 

Ich hoffe, Sie haben auch die vie­
len Mehrstunden berechnet, die 

bei einer Landwirtschaft anfal­
len. Martina Koglbauer, 
                                      Steirisch Tauchen 

Die Wahrheit ist die: Je mehr För­
dergelder für die Landwirtschaft, 
umso schlechter für die Natur, 
denn die Großbauern haben für 
die Natur keinerlei Verständnis. 
Die Bauern zocken uns ab, wo es 
nur geht.                     Helmut Pirker 

Redaktion: Keinesfalls wollte 
der Artikel die Arbeit der Bauern 
und Bäuerinnen schlechtmachen. 
Der Artikel hat sich für kleinere 
Betriebe stark gemacht, die viel­

leicht unter ungünstigen bergigen 
Bedingungen produzieren. Die 
Vollpauschalierung zur Steuer­
bemessung soll für diese Betriebe 
beibehalten werden. Finanzexperte 
Dr. Werner Doralt erklärte jüngst 
in der Kleinen Zeitung, dass derzeit 
97 Prozent aller Bauern pauschal 
besteuert werden. Für das künftige 
EU-Agrarbudget fordert die AK, dass 
eine umweltfreundliche Produktion 
bevorzugt wird und mehr Mittel für 
kleinere Betriebe. Wichtig ist der AK, 
dass der ländliche Raum besser ge­
fördert wird, um hier Arbeitsplätze 
zu schaffen, auf die Landwirte im 
Nebenerwerb angewiesen sind. 

kein Schnitzel mehr ess? 
Müller: Sie müssen weiter­
denken, Huber, sofern das im 
Bereich des Möglichen ist. 
Wenn Sie weiter fett essen 
und saufen, werden Sie früher 
oder später im Spital landen 
und unser Gesundheitssystem 
belasten. 
Huber:  Peinlich. 
Müller: Sie sagen es! Aber 
e s k a n n n o c h 
schlimmer kom­
men: In weite­
rer Folge gehen 
Sie v iel leicht 
gesundheitsbe­
dingt in Früh-
p en s ion u nd 
belasten unser 
Pensionssystem. 
Huber: Um Gottes 
willen! 
Müller: Sagen Sie, 
Huber, haben Sie 
eigentlich Kinder? 
Huber: Meinen 

besteuern. Das Kapital ist wie 
ein scheues Reh. 
Huber: Hätt ich mir auch nicht 
gedacht. 
Müller:  Was? 
Huber: Dass ich auf meine 

alten Tag noch einmal 
Sympathie für die Jäger 

haben würde. 
Müller: Jetzt reichts 
mir aber mit Ihnen, 
Sie subversives 
Element. Gehen 
Sie von mir aus 
in Ihr geliebtes 
Wirtshaus, essen 
S‘ noch ein Schnit­
zel und verstopfen 
S‘ Ihre Arterien mit 
Cholesterin! 

Huber: Wo denken 
Sie hin, das wär ja 
über meine Verhält­
nisse, und ungsund 
ists auch noch. Ab so­
fort ess ich nur noch 
Leberkäs. 
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ZEITEN PRUNGS
FRISCH 
GEPRESST 

AUS DER AK-BIBLIOTHEK 

Kulissen eines modernen Muse­
umsbetriebes. 

Christian Stöcker: 
Nerd attack! 
Eine Geschichte der digitalen 
Welt vom C64 bis zu Twitter 
und Facebook. Spiegel Buch­
verlag 2011, 315 Seiten 
Unser heutiges Zeitalter be­
gann mit dem Commodore 
64, der ab den 1980ern in Milli-
onen Kinderzimmern eine 
neue Tür öffnete – den Zugang 
zur digitalen Welt. Dieses Buch 
ist eine Reise zu Bastlern und 
Programmierern, Hackern und 
Crackern, Gutmenschen und 
Kriminellen. Es beschreibt die 
digitalen Grabenkämpfe der 
IT-Branche (Microsoft gegen 
Apple, Explorer gegen Firefox, 
Google gegen alle) und zeigt 
Datensammler auf bzw. deren 
Gegenbewegung, Cyber-Frei­
heitskämpfer wie Wikileaks. 

Anthony Horowitz: 
Das Geheimnis des 
weißen Bandes. 
Der neue Sherlock-Holmes- 
Roman. Insel 2011, 350 
Seiten 
An einem kalten und nebeli­
gen Novemberabend betritt 
ein elegant gekleideter Mann 
die Wohnung in der Baker 
Street 221b. Genau so, wie man 
es von den SherlockHolmes-
Romanen gewohnt ist. Der Un­
terschied: Dieses Buch wurde 
2011 geschrieben. Der Autor 
versteht es ausgezeichnet, die 
Traditionen seines Vorgängers 
Conan Doyle fortzuführen. 
Stimmungen, Beschreibungen, 
aber auch der Sprachstil wirken 
vertraut. Denn das ist Holmes‘ 
dunkelster Fall, der ihn sogar 
wegen Mordverdachtes ins Ge­
fängnis bringt. 

W. Muchitsch, Peter Pa­
kesch: 200 Jahre Uni­
versalmuseum Joanne­
um 1811–2011. 
Universalmuseum Joanne­
um 2011, 261 Seiten 
Die Festschrift zum 200-Jahr-
Jubiläum besticht durch ihre 
Vielseitigkeit. Neben einer his­
torischen Übersicht werden die 
unterschiedlichen Abteilungen 
(Volkskundemuseum in Graz, 
Jagdmuseum in Stainz, Schloss 
Eggenberg, Schloss Trauten­
fels usw.) vorgestellt. Ergänzt 
wird der Band durch einen sehr 
informativen Blick hinter die 

Thomas Geierspichler: 
Mit Rückgrat zurück ins 
Leben. 
Ueberreuter 2011, 191 Seiten 
April 1994: Thomas Geiers­
pichler bricht sich bei einem 
Autounfall das Genick und 
sitzt seither im Rollstuhl. Sep­
tember 2004: Goldmedaille bei 
den Paralympics in Athen. Die 
schier unglaubliche Biografie 
eines Mannes, der sich aus dem 
Sumpf von Alkohol und Drogen 
zu einem der besten Behinder­
tensportler emporkämpfte. 

Ob einmal die winterliche Pracht aufgrund des 
Klimawandels nur von Schneekanonen erzeugt 
oder im Museum betrachtet wird, kann noch 
Jahrzehnte dauern. So richtig schneien, dass 
alles stillsteht, erleben viele nur einmal in ihrem 
Leben. Der „Jahrhundertschnee“ vom zweiten 
Februarwochenende 1986 ist in der Erinnerung 
daher nicht einfach Schnee von gestern. 

Links: Die Grazer Herrengas­
se wurde nach den gewalti ­
gen Schneefällen im Februar 

1986 vorübergehend zur 
Langlaufloipe. 

Rechts: das Erherzog­
Johann-Denkmal am Haupt­
platz in selten winterlicher 
Pracht: Alle Räder stehen 

still, weil eingeschneit. 
(Alle Fotos: Peter Philipp)

    Als Graz im  

Als der Student Günther 

T. am Sonntagabend des 
9. Februar 1986 sein vor dem 
Grazer Uni-Hauptgebäude 
abgestelltes Fahrzeug suchte, 
musste er sich an Farbe und 
Nummerntafel orientieren, 
um das Auto im dritten oder 
vierten Versuch aufzustöbern. 
Das Freibuddeln ohne Schau­
fel war schon mühsamer, aber 
es gelang, mit dem Pkw noch 
nach Hause zu fahren. „Dort 
stand es aber eine Woche ein­
geschneit vor der Haustür“, 
erinnert sich der Mann an 
ein Schneechaos, das die Me­
dien am nächsten Tag als den 
„ärgsten Schneefall in diesem 
Jahrhundert“ bezeichneten. 
Denn die Rekordmarke von 
1929 – 71 Zentimeter – war am 
Montag bereits überschritten. 

Langläufer in der City 
Die steirische Landeshaupt­
stadt glich nach den dauer­
haften Schneefällen einem 
„hochalpinen Wintersport­
ort“, schrieb die „Neue Zeit“: 
„In der Innenstadt zogen ver­
einzelt Langläufer ihre Spu­
ren. Hunderte Menschen ka­
men zu spät zum Arbeitsplatz, 
weil sowohl der private als 

auch der öffentliche Verkehr 
in den Morgenstunden prak­
tisch zusammengebrochen 
war.“ Etwas mehr Glück hatte, 
wer von den Umlandgemein­
den nach Graz wollte. Auf das 
Auto verzichtend kämpfte ich 
mich in Lederstiefeln zum 
GKB-Bus durch, der mich mit 
einiger Verspätung zur Arbeit 
brachte. Einige Kollegen gaben 
nach erfolglosem Warten auf 
Tram oder Bus auf und stapf­
ten zu Fuß ans Ziel. Oder wur­
den von Autofahrern, die ein­
sam durch Straßen pflügten, 
aufgesammelt. Ein idyllisches 
Erinnerungsbild, das für die 
überforderten Einsatzkräfte 
weniger beschaulich war. 

Soldaten als Schneemänner 
Denn da die 35 Schneepflüge 
des Wirtschaftshofes hoff­
nungslos überfordert waren, 
rief Bürgermeister Alf red 
Stingl das Bundesheer und 
private Frächter zu Hilfe. 
Neben 300 Soldaten, 100 Feu­
erwehrleuten und 60 Männern 
der Straßenreinigung wurden 
ab Montagmittag auch die 
männlichen Magistratsbe ­
diensteten zum Schneeschau­
feln eingesetzt. 

Jahrhundertschnee versank
 
Gleichzeitig wurde von Lan­
deshauptmann Krainer eine 
Schneekettenpflicht für das 
gesamte Straßennetz der Stei­
ermark verordnet. Nur im 
Ennstal und Ausseerland 
durften Autofahrer ohne Ket­
ten unterwegs sein, in der 
nördlichen Steiermark hatte 
es nicht so heftig geschneit. 

Dächer eingestürzt 
Vor großen Problemen standen 
zahlreiche Industriebetriebe. 
Gleich vier Fabrikhallen fielen 
am ersten Chaostag den gewal­
tigen Schneemengen zum Op­
fer, darunter eine Lagerhalle 
des Rohrwerkes in Kindberg. 
In der Folge krachten immer 
mehr Dächer unter der Last 
der weißen Pracht zusammen. 
Rund 700 Puch-Beschäftigte 
mussten kurzfristig einen Ur­
laub antreten, weil durch den 
blockierten Güterverkehr die 
dringend notwendigen Zulie­
ferungen versiegten. 

Mur als Sturzplatz 
Mit der Beseit igung der 
Schneemengen war Graz 
noch tagelang beschäftigt. 
Die Hauptbrücke über die 
Mur wurde zum Schnee ­

sturzplatz umfunktioniert. 
So wurden allein in den ers­
ten beiden Räumungstagen 
5.000 Kubikmeter Schnee in 
die Mur gekippt. Angesichts 
der Schneeberge rief die 
Stadt Graz Arbeitslose zum 
Schneeschaufeln auf, melde­
te die „Kleine Zeitung“ am 
12. Februar. Nach Absprache 
mit dem Sozialministerium 
durften täglich 180 Schilling 
(umgerechnet 13 Euro) ohne 
Einbußen beim Arbeitslosen­
geld dazuverdient werden. In 

der Zwischenkriegszeit hatten 
Arbeitslose im Winter den 
„Brotschnee“ ersehnt. 

Zwangspause für Tram 
Mit Schneepflügen allein war 
den Massen nicht mehr beizu­
kommen. In manchen Gassen 
hatte der Wind den Schnee 
von den Dächern geweht und 
auf zwei Meter Höhe ange­
häuft. Aber Schneefräsen wa­
ren damals Mangelware. Das 
Straßen- und Brückenamt 
mietete zwei größere Fahrzeu­

ge an, da man nur über eine 
einzige Fräse verfügte. Es dau­
erte zwei Tage, bis die Stra­
ßenbahnen der Linien 3 und 7 
wieder anrollen konnten, der 
Sechser und Einser bekamen 
noch später freie Fahrt durchs 
„Winterwunderland“. 

Kampf um Parkplätze 
Autofahrer hatten es schwer 
in diesen Februartagen: Ver­
mehrt gerieten sich Fahrzeug­
lenker vor frei geschaufelten 
Parkplätzen in die Haare, 
wer das größere Anrecht auf 
die schneefreien Quadrat­
meter habe. Die freien Plätze 
wurden mit Brettern, Kisten 
und Latten verbarrikadiert, 
um fremde Blechkarossen 
abzuwehren. Das Besetzen 
der Parkplätze war natürlich 
widerrechtlich und konnte 
angezeigt werden. 
Am folgenden Freitag ver ­
drängte schließlich die Poli­
tik wieder den Jahrhundert­
schnee von den Titelseiten 
der Zeitungen: Im Zuge der 
Verstaatlichtenkrise wurde 
der Ölmanager und Auslands­
österreicher Herbert Lewinsky 
als VOEST-Nothelfer geholt. 

Rudolf Willgruber 
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Bewerbungstraining 
in Graz ausgebaut 
Im März zieht das Bewerbungstraining 
der AK Bildungsabteilung in neue Räum 
lichkeiten in der Grazer Rebengasse 11 
(nur 100 Meter von der AK Zentrale) um. 
Zuvor wurden die Büroräume vom Grazer 
Graffitikünstler Georg Dermouz (im Bild 
mit Mag. Ursula Strohmayer und AK 
Präsident Rotschädl) jugendfrisch gestylt. 
Durch den Umzug kann das Training für 
SchülerInnen auf fünf Termine pro Wo 
che ausgebaut werden. In fünfstündigen 
Workshops werden junge Menschen ab 
der 8. Schulstufe auf Berufswahl und 
Stellensuche vorbereitet, im Rollenspiel 
werden Vorstellungsgespräche geübt. An 
meldungen für das kommende Schuljahr 
sind über den Klassenlehrer möglich. Das 
Bewerbungstraining wird auch in den 14 
AK Außenstellen angeboten. (Foto: Langmann) 

Zinsenzuschuss für 
neuen Wohnraum 
Noch bis 31. März können die For 
mulare für einen Zinsenzuschuss 
für geförderte Neubauwohnungen 
in der AK Wirtschaftsabteilung für 
das Jahr 2011 eingereicht werden. 
„Das ist eine Hilfe für jene Mit 
glieder, die zur Schaffung neuen 
Wohnraumes große finanzielle 
Belastungen auf sich genommen 
haben , erklärt AK Präsident Wal 
ter Rotschädl den Hintergrund der 
seit Jahren bestehenden AK Wohn 
bauförderung. Für nicht geförderte 
Kredite gibt es bis zu 700 Euro 
Zinsenzuschuss. Bedingung: Die 
Wohnung oder das Eigenheim muss 
mithilfe der Landeswohnbauförde 
rung errichtet worden sein. Infos 
unter 05 7799 2520. 

 Alte Bücher 

Benefizspiel 

Stillleben aus 
der Arbeitswelt 

Entschleunigen 
Für eine Entschleunigung des 
Arbeitslebens plädierte ein 
„Stiftingtaler Gespräch mit 
Univ. Prof. Dr. Manfred Walzl 
(im Bild mit AK Präsident 
Rotschädl), der eine Zunahme 
von Stress, Unzufriedenheit 
und psychischen Belastungen 
feststellte. Der AK Bereichs 
leiter Soziales, DDr. Werner 
Anzenberger (rechts), plädier 
te für mehr Kurzpausen und 
Ruhezonen und einen Rechts 
anspruch auf Sabbaticals und 
Bildungskarenz, um aus dem 
Trott herauszukommen. 

Mit einem Scheck in Höhe 
von 6.000 Euro stellten sich 
Elfriede Kahr (Presseclub) 
und Walter Hiesel (Club Stei 
ermark) bei Caritas Präsident 
Franz Küberl ein. Mit der 
Hälfte des Reinerlöses aus 

Bis zum 8. März sind farbgewal 
tige Bilder aus der Arbeitswelt 
in der AK Galerie zu sehen. 
Bei seiner Tour durch 24 Be 
triebe, die sich am Ökoprofit 
Programm beteiligen, hat der 
Grazer Fotograf Harry Schiffer 
beeindruckende Momentauf 
nahmen mit f lüchtiger Per 
sonen und Objektzeichnung 
eingefangen. SchülerInnen der 
BHAK Grazbachgasse machen 
sich einen Reim auf die Um 
weltprojekte. (Langmann) 

Böhler Edelstahl ist 
Hallen-Champion 
Rund 100 Betriebsteams nahmen 
an einem der größten Hallenfuß 
ballturniere in der Steiermark 
teil. Beim Finale des AK ÖGB 
Betriebssportverbandes in Frohn 
leiten kämpften die 16 besten 
Mannschaften um den Sieg. Nach 
zweijähriger Dominanz von Mayr 
Melnhof wurde Böhler Edelstahl 
(im schwarzen Dress) neuer Lan 
desmeister. Die Kapfenberger 
besiegten das Jägerbataillon aus 
Strass mit 3 : 2. Platz drei si 
cherten sich die Kicker von ÖBB 
Knittelfeld. (Foto: Langmann) 

einem Benefizfußball Turnier 
wird die Caritas bedürftige 
SteirerInnen unterstützen. Hö 
hepunkt des Turniers war ein 
Promi Match, bei dem Journa 
listInnen gegen PolitikerInnen 
die Oberhand behalten hatten. 

Beim traditionellen Flohmarkt der AK Bibliothek am 19. April 
im Foyer der Kammersäle müssen 4.000 Bücher raus, um Platz 
für Neuerwerbungen der auf 62.000 Exemplare angewachsenen 
Sammlung zu schaffen. Schätze aus allen Sparten können dabei 
zu günstigsten Preisen aufgestöbert werden. Der Reinerlös des 
Bücherbasars dient wieder einem karitativen Zweck. 

Jugend auf der 
Grazer Messe 
Sich richtig ins Bild setzen 
ist für einen neuen Job uner 
lässlich: Jugendliche können 
am großen AK Stand auf der 
Grazer Frühjahrsmesse (27.4. 
bis 1.5.) ein Bewerbungsfoto 
schießen lassen oder sich 
Expertentipps zum Thema 
Lehre, Ferialjob und Pflicht 
praktikum holen. Die Arbei 
terkammer verlost 50 Tickets 
für den Messeeintritt. Um an 
der Verlosung teilzunehmen, 
genügt eine Mail an bjb@ 
akstmk.at 
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Frühstück zum Wiedereinstieg
­
Die Infotour für berufliche 
Wiedereinsteigerinnen starte­
te quer durch die Steiermark 
mit einem Frauenfrühstück im 
Grazer Kammersaal. 

Was ist zu beachten, wenn ich 
in Karenz gehe? Welche Vari­
ante des Kinderbetreuungsgel­
des ist für meine Familie die 
optimale – und wie viel darf 
ich dazuverdienen? Was kann 

ich tun, um nach der Baby­
pause schnell einen neuen Job 
zu bekommen? Und wie finde 
ich eine geeignete Betreuung 
für mein Kind? 
Viele Fragen beschäftigen 
Eltern, die aus der Karenz in 
den Beruf zurückkehren wol­
len. Antworten gibt es beim 
Frühstück Wiedereinstieg, 
das AK und AMS gemeinsam 
mit der Kinderdrehscheibe 
veranstalten. Und das Beste: 
Das Frühstück findet heuer, 
im fünften Jahr seines Be­
stehens, erstmals flächende­
ckend in allen steirischen 
Regionen statt. 

Weitere Termine: 
Deutschlandsberg: Mittwoch, 
28. März 
Liezen: Mittwoch, 25. April 
Hartberg: Mittwoch, 23. Mai 
Murau: Mittwoch, 19. Sep­
tember 
Leoben: Mittwoch, 17. Oktober 
Leibnitz: Mittwoch, 21. No­
vember 
Beginn ist jeweils um 9.30 
Uhr. Alle Betroffenen werden 
rechtzeitig schriftlich dazu 
eingeladen – um Anmeldung 
wird gebeten. Neben den In­
formationen von Fachfrauen 
gibt es ein kostenloses Früh­
stück und, wenn gewünscht, 
eine Kinderbetreuung. 

Landesrätin Elisabeth Grossmann und AK-Frauenreferentin Bernadette 
Pöcheim beim Info-Frühstück (Langmann) 

ZAK mpressum 
Medieninhaber: Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark, 8020 
Graz, Hans-Resel-Gasse 8–14, Tel.: 05 7799 • www.akstmk.at • Redaktion: 
Rudolf Willgruber (Leitung), Dr. Michaela Felbinger, Mathias Grilj, Gerhard Ha-
derer, Berndt Heidorn, Stephan Hilbert, Mag. Ursula Jungmeier-Scholz, Günther 
Terpotitz • Lektorat: Efi Papst • Produktion: Reinhold Feimuth • Druck: a-Print • 
Auflage: 333.000 Stück 




